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Tarif im Ganktgewerbe. 


In den Generalverſammlungen der Deutſchen 
Bank und der Diskonto⸗Geſellſchaft gab es aus⸗ 
führliche Debatten zwiſchen den Geſchäftsleitern 
und den Vertretern der Bankangeſtellten. Bei 
der Deutſchen Bank hielten fih die Auseinander- 
ſetzungen im Rahmen eines allgemeinen Hin 
und Her. Bei der Diskonto⸗Geſellſchaft dagegen 
knüpften ſie an Aeußerungen der Geſchäftsleitung 
im Rechenſchaftsbericht an, die den Angeſtellten⸗ 
ſtreik im weſentlichen auf politiſche Agitation 
zurückführten. Es ſoll ganz ununterſucht bleiben, 
ob ſich wirklich irgendwelche politiſchen Einflüſſe 
beim letzten Bankbeamtenſtreik geltend ge⸗ 
macht haben. Aber auf keinen Fall kann man 
ſo, wie es anſcheinend in der Abſicht der Leitung 
der Diskonto⸗Geſellſchaft lag, die geſamte Be⸗ 
wegung der Angeſtelltenſchaft, insbeſondere 
gerade bei der Diskonto⸗Geſellſchaft, als 
politiſche Bewegung charakteriſteren. Die An⸗ 
geſtelltenvertreter hatten leider ſo unrecht gar 
nicht, als ſie darauf hinwieſen, daß gerade 
bei der Diskonto⸗Geſellſchaft ſchon ſeit langem 
und ſogar lange vor der Revolution eine gewiſſe 
Gärung unter der Angeſtelltenſchaft beſtanden 
hat. Es iſt gewiß den Geſchäftsinhabern der 
Diskonto⸗Geſellſchaft zu glauben, wenn ſie aus⸗ 
führen, daß ſie vom beſten ſozialen Willen 
durchdrungen geweſen ſind. Es läßt ſich eben 
über ſoziale Geſinnung deshalb ſo ſchlecht ſtreiten, 
weil ſie letzten Endes im Empfindungsleben 
wurzelt. Wirklicher ſozialer Sinn iſt nicht bloß 

durch ſoziales Wollen zu erſetzen. Es iſt zu dazu 
Verſtändnis für die Nöte und die Empfindungen 
es anderen Teiles notwendig. Die können nur 
erworben werden im langen Zuſammenleben 
oder Zuſammenarbeiten mit den Arbeiterſchichten, 
denen man ſpäter als Arbeitgeber gegenübertritt, 
oder ſie ſind in ſeltenen Fällen ſolchen Leuten 


angeboren, die die Natur mit beſonders feinen 
ſozialen Inſtinkten ausgeſtattet hat. In der Regel 
wird deshalb wirkliches ſoziales Verſtändnis 
am meiſten bei den Inhabern junger Firmen 
oder den Direktoren junger Geſellſchaften ge⸗ 
funden, die beide ſich ſelbſt aus den Angeſtellten⸗ 
ſchichten emporgearbeitet haben. Seltener da⸗ 
gegen bei ſolchen Inhabern und Direktoren, die 
ſich als Kronprinzen auf ihren Beruf vor⸗ 
bereitet haben. Das aber iſt bei einem Teil 
der leitenden Perſönlichkeiten der Diskonto⸗ 
Geſellſchaft der Fall. Und hier iſt noch beſon⸗ 
ders zu berückſichtigen, daß die Scheidung zwiſchen 
dem Geſchäftsinhaber einer Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft auf Aktien und den Angeſtellten in der 
Regel ſchärfer iſt als die Scheidung zwiſchen 
gewöhnlichen Direktoren und der Angeſtellten⸗ 
ſchicht. Bei der ariſtokratiſcheren Form der 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien beſteht ja ſo⸗ 
gar vielfach eine Art ſozialen Gegenſatzes ſchon 
zwiſchen den Geſchäftsinhabern und denjenigen 
leitenden Perſönlichkeiten, die „bloß“ Direktoren 
ſind. Während nämlich bei der Aktiengeſellſchaft 
wenigſtens im Prinzip die Scheidung zwiſchen 
den beiden geſellſchaftlichen Funktionen des 
Unternehmers, der kapitaliſtiſchen und der be⸗ 
triebsleitenden, ſcharf durchgeführt iſt, indem 
der Aktionär der Kapitaliſt und der Direktor 
der Betriebsleiter iſt, verſchwimmen dieſe beiden 
Funktionen ineinander bei der Kommanditge⸗ 
ſellſchaft auf Aktien, wo die kapitaliſtiſche Haf⸗ 
tung und Chance beim Betriebsleiter in ſeiner 
Eigenſchaft als perſönlich haftender Geſellſchafter 
bleibt. Der leitende Geſellſchafter iſt nicht bloß 
Direktor, er ift zugleich Chef. Er trennt fich ſozial 
von ſeinen Unterbetriebsleitern, indem er ſie 
nur felten zu fih in voller Gleichberechtigung 
erhebt und zwiſchen Direktion und Chefkabinett 


ſtreng ſcheidet. Dadurch wird einerſeits dem 
nicht von Geburt mit beſonders feinen ſozialen 
Organen begabten Geſchäftsleiter das Verſtänd⸗ 
nis der Angeſtelltenſeele viel mehr erſchwert, 
als er ſelbſt weiß. Auf der anderen Seite 
aber wird der Angeſtellte viel mehr geneigt ſein, 
in ſolchem Betriebsleiter den kapitaliſtiſch denken⸗ 
den und fühlenden zu ſehen. Er bringt ihm 
jenes inſtinktive Mißtrauen entgegen, das der 
Arbeiter gegenüber dem Kapitaliſten hegt. Dem 
Geſchäftsinhaber liegt hier dann gewiſſermaßen 
die ſoziale Beweislaſt ob, wenn er an das Ver⸗ 
trauen ſeiner Angeſtellten appelliert. 
Immerhin ſoll anerkannt werden, daß aus 
der Rede von Dr. Salomonſohn auf der Ge- 
neralverſammlung der Diskonto⸗Geſellſchaft das 
Beſtreben ſelbſt dieſes in alten Anſchauungen 
aufgewachſenen Mannes hervorgeht, mit den 
neuen Verhältniſſen zu paktieren. Ein Einfühlen 
wird wahrſcheinlich erſt in der neuen Generation 
möglich ſein. Bedauerlich bleibt bei ſolchen 
Rededuellen in den Generalverſammlungen von 
Aktiengeſellſchaften das völlig verſtändnisloſe 
Verhalten der Aktionäre. Sie tragen meiſt 
das Empfinden ganz offen zur Schau, daß 
es ſich bei dieſen Auseinanderſetzungen 
um Beläſtigungen der Aktionäre handelt, 
die das doch eigentlich gar nichts angeht. In 
Wirklichkeit iſt aber gerade bei Banken das 
möglichſt harmoniſche Verhältnis zwiſchen An⸗ 
geſtellten und Geſchäftsleitung eine weſentliche 
Vorausſetzung für den geordneten Betrieb. 
Insbeſondere die Sicherheit eines Bankbetriebes 
hängt zu einem erheblichen Teile davon ab. 
Dann aber auch das Maß der Arbeitsleiſtung. 
Und durch das Maß der Arbeitsleiſtung wird 
wieder die notwendige Zahl der Angeſtellten be⸗ 
dingt, durch die das Unkoſtenkonto nicht unweſent⸗ 
lich beeinflußt wird. Der Aktionär als ſolcher 
braucht ja keinen ſozialen Sinn zu haben, er 
kann ſich ſogar darauf berufen, daß er als 
Kapitaliſt unſozial ſein darf. Denn es gehört zur 
Natur des Kapitals, unſozial zu ſein. Es rechnet 
überhaupt nicht mit Menſchen und menſchlichen 
Empfindungen. Aber der Aktionär muß ſich 
andererſeits überlegen, daß die Rente, die ſein 
Kapital trägt, kaum in einem anderen Erwerbs⸗ 
zweige ſo ſehr in innigem Konnex mit der 
Entlohnung menſchlicher Arbeit ſteht wie im 
Handel im allgemeinen und im Bankfach im 
beſonderen. Der größte Teil der Bankunkoſten 
ſetzt ſich aus Angeſtelltenlöhnen zuſammen. Auf 
der einen Seite ſchmälert die Erhöhung der 
Entlohnung des einzelnen Angeſtellten den 
Profit. Auf der anderen Seite aber kann für 
den Aktionär die nicht genügende Entlohnung 
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oder die nicht genügende geiftige Zufrieden 
ſtellung des Bankangeſtellten noch viel ſchädi⸗ 
gender werden, wenn der Rückgang der Arbeits- 
luſt eine erhebliche Mehreinſtellung an Beamten 
notwendig macht. 

Daß die Arbeitsleiſtung im Bankfach zu⸗ 
rückgegangen iſt, darf ohne weiteres geglaubt 
werden. Denn das iſt ja leider in Deutſchland 
die ganz allgemeine Beobachtung. Eine große 
Rolle ſpielt dabei zweifellos die Unterernährung. 
Dann die revolutionäre Beunruhigung, insbe⸗ 
ſondere die Inanſpruchnahme von Arbeitern 
und Angeſtellten durch wirtſchaftspolitiſche Dis⸗ 
kuſſionen und Verſammlungen. Gerade im 
Bankgewerbe kann aber ein allgemeiner Rückgang 
der Arbeitsluſt und Arbeitsleiſtung auch für die 
Allgemeinheit ſehr bedenkliche Erſcheinungen 
zeitigen. Schon heute leidet fat jede Inhaber 
von Bankkonten unter der Langſamkeit der Er⸗ 
ledigung von Aufträgen auf den Banken. Bei 
der jetzigen Ausdehnung des bargeldloſen 
Zahlungsverkehrs muß es ſehr unliebſam 
empfunden werden, daß Gutſchrifts⸗ und Be⸗ 
laſtungsaufgaben, die früher in einem Tag 
erledigt wurden, heute vielfach erft nach 
mehreren Tagen den Intereſſenten zugehen. 
Dadurch macht ſich bereits in ver⸗ 
mehrtem Maße die Neigung geltend, größere 
Barbeſtände zu halten. Und diefe Neigung 
wird noch dadurch vermehrt, daß die früher 
ausgeſchloſſene Möglichkeit von Streiks den 
Konteninhaber vor die Gefahr ſtellt, von der 
Dispoſition über ſein Bankguthaben für mehr 
oder weniger lange Zeit abgeſchnitten zu werden. 
Dieſe Theſaurierung größerer Beſtände iſt ſchon 
im allgemeinen für die Wirtſchaft nicht günſtig. 
Sie wird jedoch beſonders unerwünſcht in Zeit⸗ 
läuften, in denen ohnehin der Notenumlauf der 
Reichsbank aus allen möglichen Urſachen ſchon 
bedenklich hoch iſt. Neben den Anſammlungen 
von Barbeſtänden beſteht ferner bei den Ge⸗ 
ſchäftsleuten in erhöhtem Maße die Neigung, 
fich des Poſtſcheckverkehrs zu bedienen. Dadurch 
kann den Banken leicht eine Konkurrenz er⸗ 
wachſen, die ſchließlich auf ihre Proſperität ein⸗ 
wirken kann und mithin auch den Bankangeſtellten 
nicht gleichgültig ſein darf. Es muß mithin 
gleichmäßig im Intereſſe der Bankleiter, der Bank⸗ 
angeſtellten, der Aktionäre und der Bankein⸗ 
leger ein vernünftiger modus vivendi ſobald 
wie möglich gefunden werden. Und es iſt zu 
wünſchen, daß die Tarifverhandlungen ſchnell 
zu einem glücklichen Ende führen. 

Daß ein Tarifvertrag geſchloſſen werden 
ſoll, darüber ſind ſich die Parteien einig. Auch 
darüber, daß den Bankangeſtellten durch dieſen 
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Vertrag ein auskömmliches Gehalt und eine 
Sicherung der Stellung gewährleiſtet ſein muß. 
Dieſe Sicherung kann nur durch das Mit⸗ 
beſtimmungsrecht erreicht werden. Es bildet 
eine durchaus notwendige Ergänzung zu den 
Gehaltsbeſtimmungen des Tarifvertrages, und 
deshalb ſcheint es mir auch ſehr wenig glüd- 


lich geweſen zu fein, daß von ſeiten der Ge⸗ 


ſchäftsleitung der Diskonto⸗Geſellſchaft verſucht 
worden iſt, den Kampf um das Mitbeſtimmungs⸗ 
recht als politiſchen Kampf zu ſtigmatiſieren. Es 
handelt ſich hier tatſächlich um ſehr erhebliche wirt⸗ 
ſchaftliche Dinge. Die doch mindeſtens im Prinzip 
beſtehende Unſicherheit der Exiſtenz, die Möglich⸗ 
keit, durch Kündigung auch ohne Verſchulden aus 
dem Brot entlaſſen werden zu können, iſt für 


den Angeſtellten ein Damoklesſchwert. Das kann ; 


wirklich nur der empfinden, der unter Ange: 
ſtellten gelebt hat oder ſelbſt Angeſtellter ge⸗ 
weſen iſt. Es iſt doch im Grunde genommen 
etwas Furchtbares, daß Menſchen, die Verant⸗ 
wortung für Familien haben, nicht nur ihre eigene 
Exiſtenz, ſondern auch die ihrer Angehörigen, 


heute zu Millionen letzten Endes auf das Wohl⸗ 


wollen fremder Menſchen gründen müſſen, zu denen 
ſie im Abhängigkeitsverhältnis ſtehen. An der 
Furchtbarkeit dieſes Zuſtandes ändert die Tat: 
ſache gar nichts, daß ſich in den letzten Jahr⸗ 
zehnten das ſoziale Empfinden der Unternehmer 
geſchärft hat, und daß gerade im Bankgewerbe 
willkürliche Entlaſſungen von Angeſtellten kaum 
mehr vorgekommen ſind. Ein hartes Recht wird 
dadurch nicht menſchlicher, daß es von den Beſitzern 
in vollem Umfang eine Zeitlang nicht angewandt 
worden iſt. Denn was geſtern nicht war und heute 
nicht iſt, kann morgen wieder zur Tat werden. 
Und immerhin muß man doch bedenken, daß in 
einer großen Anzahl von Induſtriezweigen noch 
immer jede Wirkung von Konjunkturſchwankungen 
in ihrer Wirkung auf das Kapital dadurch aus⸗ 
zugleichen verſucht wird, daß man durch Ent⸗ 
laſſung von Arbeitskräften an Handlungs: 
unkoſten ſpart. 

Es muß alſo auch im Bankgewerbe eine 
größere Sicherung der Angeſtelltenſchaft hinſichtlich 
Entlaſſungen notwendig ſein. Ebenſo beſteht auch 
gar kein Streit mehr darüber, daß die Lohn⸗ 
drückerei durch die Feſtſetzung von Mindeſtlohn⸗ 
ſätzen erſchwert werden muß. Ein ſchwieriges 
Problem liegt dagegen in der ſkalenmäßigen 
Feſtlegung der Gehaltsſteigerung. In dem Tarif, 
den die Bankangeſtelltenverbände für die Ver⸗ 
handlungen ausgearbeitet haben, iſt für jede 
Altersſtufe ein beſtimmtes Mindeſtgehalt feſtge⸗ 
legt, dergeſtalt, daß jeder verheiratete männliche 


| Bankangeſtellte (einige verlangen die gleichen 


Sätze auch für weibliche Angeſtellte) mit 50 Jahren 
das Mindeſteinkommen von 15000 M. erreicht 
haben muß. Bei allem Wohlwollen und trotz 
des aufrichtigen Wunſches, den Bankangeſtellten 
eine möglichſt angenehme Exiſtenz zu fichern, 
muß der unparteiiſche Kritiker gegen ſolche Scha⸗ 
bloniſierung Einſpruch erheben. Dieſes Ver⸗ 
fahren nimmt ſeine Berechtigung aus der 
Beamtenhierarchie des Staates. Aber doch in 
ſehr roher Form und ohne die Unterſcheidungen, 
die bei den Staatsbeamten als ſelbſtverſtändlich 
gelten. Denn der Staat unterſcheidet genau 
zwiſchen den einzelnen Klaſſen der Beamten und 
innerhalb der Klaſſe der oberen Beamten wiederum 
das Mindeſtgehalt und das Höchſtgehalt je nach 
den einzelnen Dienſtſtellen. Der Richter erhält als 
Amtsrichter, Landrichter oder Oberlandesrichter 
ein beſtimmtes Gehalt, das ſich mit den Dienſt⸗ 
jahren bis zu einer beſtimmten Höhe erhebt. 
In eine grundſätzlich höhere Gehaltsklaſſe aber 
kommt er erſt, wenn er auf Grund beſonderer 
Qualifikationen befördert wird, alſo mit ſeiner 
Ernennung zum Landgerichtsdirektor oder 
Senatspräſidenten oder Landgerichtspräſidenten 
oder Oberlandesgerichtspräſidenten. Und genau 
ſo iſt es mit den Beamten bei den Regierungen 
und den Zentralbehörden oder bei den 
Oberlehrern. Die Vortragenden Räte haben 
ihre Gehaltsklaſſe für ſich, ebenſo wie die Räte 
bei den Regierungen, und erſt durch Beförde⸗ 
rungen können die Gehälter von Oberpräſidial⸗ 
räten, Schuldirektoren, Miniſterialdirektoren, 
Unterſtaatsſekretären und Miniſtern erworben 
werden. Demgegenüber will der Bankbeamten⸗ 
tarif nur zwei Klaſſen, nämlich die ungelernten 
und die gelernten Bankbeamten anerkennen. 
Und der gelernte Bankbeamte ſoll zu dem Ge⸗ 
halt von 15000 M. aufſteigen lediglich dadurch, 
daß er altert, gleichgültig welche Funktion 
innerhalb des Betriebes er ausübt. Das ſcheint 
eine Unmöglichkeit. Denn dadurch wird viel 
mehr, als das beim Staatsbeamten der Fall iſt, 
der Sinn des Gehalts ausgelöſcht. Denn 
das Gehalt ſoll doch Entlohnung für geleiſtete 
Arbeit ſein. Es iſt durchaus ſozial zu billigen, 
daß für die Arbeit in der gleichen Kategorie 
die Leiſtungen mit zunehmendem Alter höher 
entlohnt werden. Aber es muß doch zwiſchen 
der Entlohnung des 50 jährigen Kontokorrent⸗ 
buchhalters und des 50 jährigen Abteilungs⸗ 
vorſtehers, ja ſogarzwiſchen der des Primanotiſten 
und des Ascbitrageurs im gleichen Alter ein 
Unterſchied ſein. Wenn die Beamtenſchaft alſo 
an der durch zängigen Staffelung überhaupt feſt⸗ 
halten will, ſo muß die Staffelung vergeiſtigt 
und nüanciertwerden. Die vorgeſchlagene Methode 
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liegt aber nicht einmal im Intereſſe der 
Bankangeſtellten ſelbſt. Denn bei einer alters⸗ 
mäßig gegliederten Staffelung, die mit 15000 
Mark endet, muß ſich die Angeſtelltenſchaft 
darüber klar ſein, daß zumindeſt für lange 
Zeit die feſtgelegten Mindeſtgehälter zu Höchſt⸗ 
gehältern werden. Eine wirklich individuelle 
Bevorzugung von Mehrleiſtung wird in Weg⸗ 
fall kommen und damit wird im Bankfach jede 
Kraft mit individuellem Streben aus dem Be⸗ 
ruf herausgeſtoßen. Ich möchte die Vorſtände 
der Bankbeamtenvereine hier ausdrücklich dar⸗ 
auf aufmerkſam machen, daß mir gerade 


in den letzten Wochen eine größere An⸗ 
zahl von Zuſchriften jüngerer Bankan⸗ 
geſtellter zugegangen iſt, die mich bitten, 


ihnen den Weg in andere Berufe, unter anderem 
in die Handelsjournaliſtik, zu ebnen, weil ſie 
keine Freude mehr an einem Beruf finden, in 
dem das Vorwärtsſtreben ertötet und die Ge⸗ 
fahr heraufbeſchworen wird, daß jede beſondere 
Leiſtung mit ſcheelen Augen angeſehen wird. 

Daß dieſe Gefahr entſtehen kann, werden 
die verſtändigen Angeſtelltenführer ſelbſt kaum 
leugnen. Und dieſe Gefahr iſt nicht bloß eine 
Gefahr für den Beruf, ſondern vor allem auch 
für den Stand der Bankangeſtellten ſelbſt, der 
kein Intereſſe daran hat, zu verhindern, daß 
beſondere Fähigkeiten geweckt und auch belohnt 
werden. Es liegt hier aber auch eine Gefahr 
für die dem deutſchen Wirtſchaftsleben gerade 
ſo dringenden Notwendigkeiten der Hebung der 
Produktivität vor, die ſolche Führer nicht ver⸗ 


kennen ſollten, die ſich ihrer Mitverantwortung 


für die Hebung des deutſchen Wirtſchaftslebens 
bewußt ſind. Seitdem Lenin in Rußland die 
Akkordlöhne wieder eingeführt hat und ſeitdem 
faſt durchweg die der Unabhängigen Sozial⸗ 
demokratie zugehörige Arbeiterſchaft der Gothaer 
Waggonfabrik mit überwältigender Majorität 
für die Wiedererſetzung des in der Revolution 
eingeführten Zeitlohns durch den Stücklohn 
eingetreten iſt, darf man ja wohl, ohne als 
Reaktionär zu gelten, die individuelle Entlohnung 
als wirtſchaftlich richtig bezeichnen. Für den 
Arbeiter iſt der gerechte Maßſtab der Ent⸗ 
lohnung in der Bezahlung des gelieferten Stücks 
leicht gefunden. Bei dem Angeſtellten iſt die 
Wertung der Arbeitsleiſtung viel ſchwerer. Sie 
darf nicht etwa in der längeren Arbeitszeit liegen. 
Aber was innerhalb der gleichen Arbeitszeit 
der eine mehr leiſtet als der andere, iſt nicht 
leicht zu erforſchen. Da bleibt nur die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen den einzelnen Funktionen, 
die mit höheren Gehaltsklaſſen entlohnt werden. 
Und dann allenfalls noch innerhalb der gleichen 


Funktion die Scheidung zwiſchen zuverläſſigen 
und unzuverläſſigen, zwiſchen ſcharfſinnigeren 
und weniger ſcharfſinnigen. Die Unterſcheidung. 
der Gehälter zwiſchen den einzelnen Funktions⸗ 
klaſſen kann durch beſondere Gehaltsſkalen ge⸗ 
ſchehen. Innerhalb derſelben Gehaltsklaſſen 
kann nur durch Sonderzulagen über das Mini- 
malgehalt hinaus die Anerkennung der Sonder⸗ 
leiſtung erfolgen. Dazu aber iſt es notwen⸗ 
dig, daß Minimalgehalt und normale Steige⸗ 
rung ſo feſtgeſetzt werden, daß ſie zwar der 
Lebensnotdurft gerecht werden, aber andererſeits 
auch dem Betrieb noch Belaſtungsraum für 
Sonderzulagen übriglaſſen. Das liegt gleicher⸗ 
maßen im Intereſſe der geſamtwirtſchaftlichen 
Produktivität des Gewerbes als auch im Intereſſe 
der Angeſtelltenſchaft, die der Tüchtigkeit freie 
Bahn erhalten muß. 

In gewiſſem Sinn kommt dieſen Be⸗ 
ſtrebungen der Tarifentwurf entgegen, den die 
Bankleitungen für die Verhandlungen ausge 
arbeitet haben. Sie unterſcheiden, abgeſehen von 
Zulagen für Verheiratete und von Kinderzulagen, 
drei Kategorien. Nämlich erſtens Bankangeſtellte 
ohne kaufmänniſche Lehrzeit, zweitens regulär 
vorgebildete Aſſiſtenzkräfte und endlich regulär 
vorgebildete ſelbſtändige Kräfte. Für all dieſe 
Kategorien ſind Mindeſtgehälter für Zwanzig⸗ 
jährige vorgeſehen, die ſich in beſtimmter Weiſe 
bis zum 30. Lebensjahr erhöhen müſſen. Ob 
die von den Bankleitungen vorgeſchlagenen 
Sätze genügend ſind, geht mich hier nichts 
an, das mögen Bankangeſtellte und Bank⸗ 
leitungen untereinander ausmachen. Mir kann 
es ſich hier nur ums Prinzip handeln. Das 
Prinzip des Tarifs der Bankleitungen ift 
jedenfalls nicht falſch. Es bietet vielleicht 
einen gewiſſen Weg für einen Kompromiß. Es 
berückſichtigt das Lebensalter, ohne es zum aus⸗ 
ſchließlichen Maßſtab zu machen. Vielleicht ergibt 
ſich bei den Verhandlungen ein Weg zum 
Kompromiß nach der Richtung, daß das Lebens⸗ 
alter bis zu einer gewiſſen Grenze als Maßſtab 
beibehalten, daneben aber für die verſchiedenſte 
Art von Funktionen je nach der verlangten 
Qualität beſtimmte Mindeſtfunklionszulagen 
ausgemacht werden. Es ſcheint mir beſonders 
nötig, daß all diejenigen Angeſtellten, die ſelb⸗ 
ſtändige Finanzangelegenheiten vorzunehmen 
haben, wie Kaſſierer und Depoſitenkaſſenvorſteher, 
in entſprechenderer Weiſe entlohnt werden, als 
das jetzt noch vielfach der Fall iſt. 
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Die deutſchen Konſumgenoſſenſchaften am Ende 
des (Wekltürieges. 


Von Staatsſekretär Dr. Auguſt Müller - Berlin. 


In der Zeit vom 23. bis 25. Juni eröffnen die 


onſumgenoſſenſchaften mit einer Tagung in Ham⸗ 
burg die Reihe der Genoſſenſchaftskongreſſe, die all⸗ 
jährlich im Sommer von den verſchiedenen Ge- 
nofſenſchaftsverbänden veranſtaltet werden. Die Ta⸗ 
gung der Konſumgenoſſenſchaften ijt hefouders be⸗ 
merkenswert, weil ſie mit einer Jubiläumstagung 
der Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvexeine 
verbunden iſt, die in dieſem Jahre die Feier ihres 


jährigen Beſtehens begehen konnte. Alle Genoſſen⸗ 


ſchaftstagungen dürfen in dieſem Jahre Anſpruch 
auf noch größeres Intereſſe erheben, als ſie bisher 
ihon bei Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitikern fanden. 
Denn in dieſem Jahre werden die erſtatteten Berichte 
darüber Auskunft geben, wie die Genoſſeuſchaften 
den Krieg überſtanden haben. Und noch wichtiger als 
die Antwort auf die Frage, welchen Einfluß der 
Weltkrieg auf ſo bedeutungsvolle Organe unſeres 
Wirtſchaftslebeus wie fie die Genoſſenſchaften reprä⸗ 
ſentieren, ausübte, ift die Rolle, die man den Gc- 
noſſenſchaften bei der durch den Krieg notwendig 
gewordenen Neuorganiſation unſeres Wirtſchafts⸗ 
lebens zubilligen muß. Zwiſchen der Sozialiſierung 
und der Genoſſenſchaſtsentwicklung beſtehen febr 
enge Beziehungen. Je nachhaltiger man den Ber- 
ſuch zur Löſung des ſozialiſtiſchen Problems macht, 
deſto deutlicher wird man fid der Tatſache bewußt 
werden, daß die Aufgaben der neuen Wirtſchaſts⸗ 
polttik zu einer erfolgreichen Löſung eine weit- 
gehende Nutzbarmachung des Genoſſenſchaſtsweſens 
erheiſchen. 


Die Genoſſenſchaften find die Jilfsorgane der 
kleineren und mittleren Gewerbetreibenden und 
Landwirte, der Warenverbraucker, der Konſumenten. 
Zwar bedienen ſich in ſteigendem Maße auch die 
Inhaber leiſtungsfähiger Großbetriebe des Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens. Aber für ſie iſt das Genoſſenſchafts⸗ 
weſen eigentlich nicht entſtanden. Sie bedürfen feiner 
auch nicht, da im kapitaliſtiſchen Staat für den 
wirtſchaftlich Leiſtungsfähigen andere Wege gang⸗ 
bar find, als für den Kleinen und Schwachen, dem 
die Genoſſenſchaft Stütze und Hilfe bietet. Durch 
die Teilnahme an einer Kreditgenoſſenſchaft erringt 
der kleine Mann die Vorteile eines Bankkontos, des 
Giroverkehrs, eines billigen Kredits und einer ſicheren 
Anlage ſeiner Erſparniſſe; der Handwerker oder der 
Bauer, der Waren beziehen oder abfegen will, kann 
ih die Vorteile, die ein Großbetrieb im Waren- 
verkehr gewinnt, dadurch ſichern, daß er Mitglied 
einer Bezugs⸗ oder Abſatzgenoſſenſchaft wird; wich⸗ 
tige Neben⸗ und Vorarbeiten, die Bauern und kleine 
Gewerbetreibende vornehmen müſſen, werden durch 
die Verlegung in landwirtſchaftliche und gewerb⸗ 


liche Produktionsgenoſſenſchaften in techniſch ſo vor⸗ 


teilhafter Weiſe erledigt, als ſei jeder dieſer kleinen 
Betriebe, die ſich der Produktionsgenoſſenſchaften 
bedienen, ein Großbetrieb. So wird die Rentabilität 
der Betriebe erhöht, die ſich des Genoſſenſchaftsweſens 
bedienen. Sie bleiben auch Großbetrieben gegenüber 
konkurrenzfähig. Ihre Exiſtenz wird geſichert, oft 
erit, der Konkurrenzkampf mit deu kapitaliſtiſchen 
Betrieben durch die Genoſſenſchaft ermöglicht. Für 
den Arbeiter, den Beamten und kleinen Angeſtellten 
iit die wichtigſte Genoſſenſchaftsart die Konſum⸗ 
genoſſenſchaft. Sie vermittelt ihm unberfälſchte 
Lebensmittel, ermöglicht ihm vermöge der ſogenannten 
Konſumvereinsdividende Erſparniſſe zu machen und 
verſchafft ihm Fonds für die Zeiten der Arbeits⸗ 
loſtgkeit oder mit größeren Ausgaben verbundenen 
Epiſoden feines Dafeins. 


Sind ſchon dieſe wirtſchaftlichen Folgeerſcheinun⸗ 
gen des Genoſſenſchaftsweſens von größter Beden- 
tung, da alle die kleinen Vorteile, die dem einzelnen 
gewährt werden, ſich in ihrem Endreſultat als Ge⸗ 
ſamtergebnis der Genoſſenſchaftsarbeit zu einem ge⸗ 
waltigen Poſten ſummieren, jo muß doch geſagt 
werden, daß noch höher die ſozialen Konſequenzen 
des Genoſſenſchaftsweſens einzuſchätzen ſind. Das 
Genoſſenſchaftsweſen erzieht zur Arbeit und zur 
Solidität. Es verbindet die Einzelwirtſchaft mit 
dem großen Kreislauf der Volkswirtſchaft und er- 
weckt ſomit den Sinn für ſolidariſches Handeln, für 
eine planmäßige Organiſation der Wirtſchaft. Be- 
teiligung an einer Genoſſenſchaft bedeutet Ueber- 
windung des reinen Mancheſtertums, ohne dabei 
jedoch die wertvollen Begleiterſcheinungen der Einz T- 
eriftenz zu ſtören. Das Genoſſenſchaftsweſen bildet 
gewiſſermaßen eine Synteſe zwiſchen Individualts⸗ 
mus und Sozialismus, in der die Vorteile beider 
ökonomiſchen Formen verbunden werden. Gerade 
darum wird die Genoſſenſchaft zur Durchführung 
der Sozialiſierung berufen ſein, einmal, weil der im 
Genoſſenſchaftsweſen ſtehende Geſchäftsmann oder 
Arbeiter geiſtig durch feine genoſſenſchaftliche Betäti⸗ 
gung für die Anforderungen vorbereitet iſt, die in 
einer gebundenen Wirtſchaft an die Ideen und Vor⸗ 
ſtellungen der Wirtſchaftsſubjekte geſtellt werden 
müſſen, dann aber auch aus einem rein ökonomiſchen 
Grunde, nämlich deshalb, weil alle Genoſſenſchaften 
mehr oder minder Vedarfsdeckungs⸗Wirt⸗ 
ſchaften find. Die Genoſſenſchaft hat in der Regel 
keine andere Aufgabe, als irgendwelche Bedürfniſſe 
ihrer Mitglieder zu befriedigen. Sie leiſtet nichts 
im voraus, ohne zu wiſſen, ob dieſe Leiſtung auch 
erforderlich wird, ſie kennt keine Jagd nach der 
Kundſchaft, keinen wilden Konkurrenzkampf, keine 
Spekulation und infolgedeſſen auch keine Verl laiſte, 
die aus überflüſſigen, weil nicht abſetzbaren Waren 
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und veiſrungen entſtehen. Alle Genoſſenſchaften 
gehen vielmehr auf Befriedigung des Bedarfs ihrer 
Mitglieder aus. Sie haben genügend Einblick in 
die Anforderungen ihrer Witglieder, um dieſen Be⸗ 
darf im voraus beurteilen zu können und richten 
ihr Augenmerk nun darauf, ihn möglichſt vorteil⸗ 
haft zu befriedigen. Das iſt das eigentlich ſoziali⸗ 
ſtiſche Prinzip, das im Genoſſenſchaftsweſen ent⸗ 
halten ift; Regulierung der Produktion, des Ber- 
brauchs durch Deckung eines vorher feſtgeſtellten 
Bedarfs. Die Unſicherheit derjenigen kapitaliſtiſchen 
Organiſationen, die für den freien Markt produ⸗ 
zieren, verſchwindet damit ganz aus dem Bereiche 
der Genoſſenſchaftsarbeit. Eine erfolgreiche Soziali⸗ 
ieung muß gleichfalls beſtrebt fein, ſoweit als 
irgend möglich den im voraus errechneten Bedarf 
zu befriedigen. Will ſie die auf ſie geſetzten Er— 
wartungen erfüllen, fo kann und muß ſie ſich die 
Genoſſenſchaftsarbeit zum Vorbild und die Genoſſen⸗ 
ſchaft ſelbſt als wertvolles Hilfsmittel in ihren Dienſt 
nehmen. 


Beſonders wertvoll werden fih hierbei die Kon— 
ſumgenoſſenſchaften erweiſen. Die Konſumgenoſſen— 
ſchaften dienen den Schichten der Bevölkerung, die 
die nachhaltigſten Befürworter der Sozialiſierung 
sind, weil fie von ihr am meiſten zu erwarten 
haben. Soweit nun Arbeiter, Beamte und Am- 
geſtellte am Konſumvereinsweſen beteiligt find, 
haben jie Gelegenheit zum Sammeln von Kenntniſſen 
und Erfahrungen, die bei der Beurteilung aller 
ſozialen Maßnahmen wertvoll find. Atopiſtiſche 
Weltbeglückungspläne reifen nicht auf dem Boden 
lonſumgenoſſenſchaftlicher Tätigkeit. Man lernt hiers 
bei allzuſehr die nüchterne Wirklichkeit kennen und 
begreift, daß alles wirtſchaftliche Tun Grenzen hat, 
über die die glühendſte Begeiſterung und die ſchönſte 
Weltanſchauung nicht hinweghelfen kann. So ges 
winnen die in der Konſumgenoſſenſchaft tätigen Ur- 
beiter einen tiefen Einblick in die wirtſchaftlichen 
Zuſammenhänge und in die Vorausſetzungen für 
das Gedeihen wirtſchaftlicher Unternehmungen. Das 
macht fie zu wertvollen Mitarbeitern bei der Durch⸗ 
führung von Sozialiſierungsplänen. 

Es iſt erfreulich, daß alle Genoſſenſchaftsarten 

von geringen Ausnahmen abgeſehen — den Welt⸗ 
krieg gut überſtanden haben. Man kann gegenwärtig 
in Deutſchland mit 40 000 Genoſſenſchaften der ver⸗ 
ſchiedenſten Art rechnen, die insgeſamt 6% Millionen 
Mitglieder umfaſſen. Da wir keine einheitliche, alle 
Genoſſenſchaften umfaſſende Veichsſtatiſtik haben, 
haben, laſſen ſich genaue Ziffern nicht geben, aber 
aber die hier mitgeteilten Zahlen, die von guten 
Kennern des Genoſſenſchaftsweſens errechnet find, 
dürften wohl annähernd das Richtige treffen. Da 
alle Genoſſenſchaftsmitglieder Familienväter zu 
ſein pflegen, fo bedeuten 6½ Millionen Mitglieder 
(die Familie zu vier Köpfen gerechnet) 26 Millionen 
Deutſche, die in den Bannkreis genoſſenſchaftlicher 
Vorſtellungen gezwungen ſind. Daß zahlreiche 
Doppelmitgliedſchaften vorkommen, ändert nichts an 
der Bedeutung dieſer Tatſache. In keinem Lande 
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der Welt iſt das Genoſſenſchaftsweſen ſtärker ent⸗ 
wickelt als in Deutſchlaud. Nur beſtimmte Genoſſen⸗ 
ſchaftsarten haben es in manchen Ländern zu einer 
ſtärteren Entwicklung gebracht als zunächſt noch in 
Deutſchland. Jedenfalls hat aber das Genoſſenſchafts⸗ 
weſen, in ſeiner Geſamtheit betrachtet, in keinem 
Lande der Welt eine ſolche imponierende Bedeutung 
gewonnen, wie das deutſche Genoſſenſchaftsweſen. 
Leider wird ja auch an dieſem ſtolzen Bau der 
Frieden Niſſe und Erſchütterungen bewirken, man 
darf aber die Hoffnung hegen, daß bei der Erneuerung 
Europas auf Grund der wirtſchaftlichen Zuſammen— 
hänge die alten genoſſenſchaftlichen Beziehungen in 
den Grenzgebieten von nicht zu unterſchätzender Be- 
deutung fein werden. Vielleicht erweiſt ſich ſogar 
das von uns heute fo Beklagte, die Abſplitterung 
der Genoſſenſchaften in den Grenzbezirken infolge 
der Aenderung der Landkarte Europas, ſpäterhin als 
Vorteil für die Wiederanknüpfung der Beziehungen 
mit den Staatlich neuorganiſierten Gebieten. 


Wie gewöhnlich in Deutſchland, ſo haben auch 
die Genoſſenſchaflen manche überflüſſige Ber- 


ſplitterung, manches Nebeueinanderwirken in der 
genoſſenſchaftlichen Geſamtorganiſation mitzu⸗ 
ſchleifen. Auch die Konſumvereine, die nun einer 


geſonderten Betrachtung unterzogen werden follen, 
erfreuen ſich keiner einheitlichen Organiſation, 
Politiſche und veligiöſe Gegenſätze haben zu ihrer 
Trennung geführt. Der bei weitem überragende 
Konſumgenoſſenſchaftsverband ijt jedoch der Zen- 
tralverband deutſcher Konſum vereine. 
Die Bedeutung und wirtſchaftliche Tendenz des 
Konſumgenoſſenſchaftsweſens wird man daher be— 
urteilen können, wenn man die Hauptziffern für 
den Zentralverband deutſcher Konſumvereine hier 
erfährt. Da für die anderen Verbände ab- 
ſchließende Ziffern für das letzte Jahr noch nicht 
vorliegen, würde es auch ſchon aus dieſem rein 
äußerlichen Grunde nicht möglich ſein, die Geſamt 
heit der Konſumgenoſſenſchaften einer Betrachtung 
zu unterziehen. Es muß genügen, die Ergebniſſe 
des Zentralverbandes deutſcher Konſumverein: 
kennen zu lernen, - 


Während des Krieges haben fih die dem 


Zentralverband deutſcher Konſumvereine ange— 
ſchloſſenen Genoſſenſchaften von 1149 im Jahre 
1914 auf 1119 im Jahre 1918 vermindert. Dieſe 


Verminderung iſt ausſchließlich zurückzuführen auf 
das Aufgehen kleinerer Geuoſſenſchaften in benach⸗ 
barte größere oder auf den Zuſammenſchluß kleiner 
Nachbargenoſſenſchaften zu einem größeren Gebilde. 
Die Mitgliedsziffer ſteigerte ſich im Kriege von 
1729 000 auf 2 242 000. Einen Rückgang erfuhr die 
Zahl der beſchäftigten Perſonen, die von 30 500 
herabgegangen iſt auf 28 100. Die Urſache für 
dieſen Rückgang ift in der Kriegswirtſchaft zu 
ſuchen. Die allgemeine Warenknappheit hat auch 
die Zahl der Arbeitskräfte vermindert, die in den 
Konſumgenoſſenſchaften tätig ſind. Außerdem find 
natürlich in den Ziffern über das Jahr 1918 auch 
noch die Folgen der Einziehung zum Heeresdienft 
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wirkſam. Der Gefſamtumſatz, den der Zentralver⸗ 
band deutſcher Konſumvereine vermittelte, erreichte 
im Jahre 1914 einen Wert von 699 000 000 , der 
im Jahre 1918 auf 802 000 000 K ſtieg. Tatſächlich 
bedeutet dieſe nominale Steigerung einen Rückgang, 
da die Geldentwertung größer iſt als die hier nach⸗ 
gewieſene Umſatzſteigerung. Auch dieſer Rückgang 
ijt erklärlich, weil er in der allgemeinen Waren- 
knappheit ſeinen Grund hat. Von den vermittelten. 
Waren wurden 1914 in eigener Produktion für 
131 000 000 / hergeſtellt, 1918 für 190 000 000 M. 
Die Warenbeftände werden 1914 mit 07000000 K. 
bewertet, 1918 mit 87000000 J. Auch hier ift, 
wenn man den Geldwert in Betracht zieht, ein ſehr 
erheblicher Rückgang feſtzuſtellen, der aber in den 
Zeitumſtänden eine mehr als ausreichende Be- 
gründung findet. Finanziell haben jich die Konſum⸗ 
genoſſenſchaften während des Krieges gut entwickelt. 
Ihre Inventarien und ihre Maſchinen, die 1914 
noch mit 19 800 000 % zu Buch ſtanden, wurden 
1918 nur noch mit 7 200 000 „% bewertet. Der Buch⸗ 
wert des Grundbeſitzes ſtieg von 119000 000 % auf 
123 000 000 J4. Das eigene und von den Mitgliedern 
der Genoſſenſchaft in Form von Sparanlagen und 
feſtverzinslichen langfriſtigen Darlehen in Form von 
Hausanteilen angelegte Vermögen betrug im Jahre 
1914 243 000 000 , im Jahre 1918 509 000 000 „ll, 
Die Steigerung iſt ganz erheblich. Sie hat zu einem 
Teil ihren Grund in einer vorſichtigen Finanzpolitik 
der Konſumvereine, die auf Erhöhung ihrer Re— 
ſerven während des Krieges bedacht waren, iſt aber 
in der Hauptſache daraus zu erklären, daß die Mit⸗ 
glieder der Konſumgenoſſenſchaften bemüht geweſen 
jein werden, einen Teil der höheren Löhne, die 
ſie der Kriegskonjunktur zu verdanken hatten, zu 
ſparen, und ſie bedienten ſich dabei der konſum⸗ 
genoſſenſchaftlichen Spareinrichtungen. Jedenfalls 
beweiſen die hier mitgeteilten Zahlen, daß die 
Konſumgenoſſenſchaften des Zentralverbandes 
während des Krieges eine geſunde Entwicklung zu 
verzeichnen hatten. Sie haben den Geſchäftsverkehr 
zum Teil erweitert, zum Teil wenigſtens im alten 
Umfang erhalten können und haben außerdem eine 
ſehr vorſichtige Finanzgebarung durchgeführt, die 
zu der Hoffnung berechtigt, daß den Genoſſenſchaften 
auch die noch vor ihnen liegenden Schwierigkeiten 
der Uebergangsperiode meiſtern werden. 


Im Rahmen der Geſamtorganiſation des 
Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine ijt das 
dedentſamſte und intereſſanteſte Gebilde die Große 
einkaufsgeſellſchaft mit dem Sitze in Ham⸗ 
burg. Dieſe Großeinkaufsgeſellſchaft ſtellt gewiſſer⸗ 
maſſen den Konſumverein der Konſumvereine dar. 
Sie hat dem einzelnen Konſumverein gegenüber die 
gleichen Funktionen zu erfüllen, die das konſum⸗ 
genoſſenſchaftliche Mitglied von der Einzelgenoſſen⸗ 
ſchaft erwartet. Die Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher 
Konſumvereine iſt zunächſt und in erſter Linie 
Wareneinkaufsinſtitut der Konſumgenoſſenſchaften. 
Sie organiſiert den Warenbezug im Großen und 
vertreibt dieſe Waren an ihre Abnehmer. Als 


ſolche kommen grundſätzlich keine Einzelperſonen, 
ſondern nur Genoſſenſchaften in Betracht. Nachdem 
der Warenbezug auf großer Stufenleiter organiſiert 
war, ging die Großeinkaufsgeſellſchaft dazu über, 
auch die Herſtellung von Waren in eigenen 
Betriebsſtätten zu organiſieren. Sie ſchuf eine be- 
ſondere Bankabteilung, die als die Zentralbank der 
Konſumgenoſſenſchaften zu bezeichnen iſt, und traf 
andere Einrichtungen, wie zum Beiſpiel die Schaffung 
eines chemiſchen Nahrungsmittelunterſuchungsamtes, 
ſtändige Warenausſtellungen uſw., die von den 
einzelnen Genoſſenſchaften in Anſpruch genommen 
werden können. Die juriſtiſche Form, die ſich die 
Großeinkaufsgeſellſchaft gegeben hat, iſt die Form 
der G. m. b. H. Die Geſellſchafter find nicht einzelne 
Perſonen, ſondern die Konſumgenoſſenſchaften, der 
Warenbezug hat aber die Mitgliedſchaft nicht zur 
Vorausſetzung. Die Mitglieder der Großeinkaufs⸗ 
geſellſchaft erhalten jedoch eine höhere Rückvergütung 
als die Nichtmitglieder. 

Die Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſum⸗ 
vereine feierte am 29. März d. J. die 25 jährige 
Wiederkehr des Tages, an dem ſie in Hamburg 
in das Handelsregiſter eingetragen worden iſt. Dieſe 
25 Jahre der Entwicklung der Großeinkaufsgeſellſchaft 
bedeuten auch gleichzeitig die für das Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaftsweſen in Deutſchland wichtigſte Entwicklungs 
periode. Neun Jahre nach ihrer Entſtehung bildete 
ſich der Zentralverband deutſcher Konſumvereine und 
in dem Kampf, der dieſer Bildung vorausging, ſpielte 
die Großeinkaufsgeſellſchaft eine bedeutungsvolle 
Rolle, Ihr Vorhandenſein bewirkte es auch nicht 
zuletzt, daß ſich die neuerrichteten Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften in ſo ſchneller und erfolgreicher Weiſe ent⸗ 
wickelten. Der Gründer der Großeinkaufsgeſellſchaft 
waren 47 Konſumgenoſſenſchaften, von denen 27 in 
Sachſen, 10 im Gebiet des heutigen Mitteldeutſch⸗ 
land, 5 in Thüringen, die anderen in Brandenburg 
und Nordweſtdeutſchland ihren Sitz hatten. 


Heinrich Kaufmann, der verdienſtvolle Leiter 
und Organiſator des Zentralverbandes deutſcher Kon- 
ſumvereine, hat anläßlich des 25jährigen Jubiläums 
der Großeinkaufsgeſellſchaft ihr Werden und Wirken 
in einer beachtenswerten Schrift geſchildert, die in 
Hamburg bei der Verlagsgeſellſchaft deutſcher Kon⸗ 
ſumvereine erſchienen iſt. Er gliedert in ſeiner Schrift 
die Entwicklung der Großeinkaufsgeſellſchaft in drei 
Perioden. Die erſte Periode von 1894 bis 1899 iſt 
die Periode, in der in der Hauptſache der Vertrieb 
von Kolonial- und Materialwaren organiſiert worden 
iſt. Dabei wurden zum großen Teil einfache Kom⸗ 
miſſionsgeſchäfte betrieben und erſt in der nächſten 
Periode, die von 1900 bis 1908 dauerte, ging man 
vont Kommiſſionsgeſchäft zum eigenen Handel über. 
Es wurden nunmehr in den verſchiedenſten Gegenden 
Deutſchlands eigene Läger eingerichtet. Die dritte 
Periode in der Entwicklung der Großeinkaufsgeſell⸗ 
ſchaft währt von 1909 bis zur Gegenwart. Sie läßt 
die Keime, die in den vorhergehenden Zeitabſchnitten 
ausgeſtreut worden waren, allmählich zu bedeutungs⸗ 
vollen Ergebniſſen reifen. Finanziell kräftigt ſich 


das Unternehmen außerordentlich. Die Schaffung 
von Produktivbetrieben wird vorgenommen, die Bank⸗ 
abteilung entwickelt ſich immer mehr zur Zentral⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe der Konſumvereine. In dieſer 
Periode ift die Großeinkaufsgeſellſchaft fo ſicher fun- 
diert worden, daß fie den Stürmen des Weltkrieges 
gewachſen war, und trotz der großen Nachteile, die 
für die Großeinkaufsgeſellſchaft aus der behördlich 
organiſterten Kriegswirtſchaft entſtanden, die Kriegs⸗ 
zeiten überwinden konnte, ohne an ihrer inneren 
Geſundung und Feſtigkeit einzubüßen. Ueber die 
Entwicklung des Unternehmens in den 25 Jahren 
ihres Beſtehens mag die nachfolgende Tabelle Auf⸗ 
ſchluß geben: 


Stumm ! | Eigen 


Jah N i ’ | tei f 
RERI kapital Umag A LIEN | Reingeiwi n 
K \ 1 H | . 


18940 34 500 34147143 | N e 944,04 
1395| 60 500 1878 751.39 a TOT 
189% 72 500 3204 726,38 32203. 

1897| 100 000 4956 406.61 | 25 634,.— 
1898| 100 000 557903477 40 720.— 
1599 | 140 000 6296 071,97 „ i 
1900 | 200 000 7950 334,57 | 62 812.— 
1901 | 300.000 | 15 137 761.46 35 564,0 
1902 | 300 000 21 368 54931 | 92 233.0% 
1903| 500 000 26 445 888,54 115 815,50 
1904 500 000 33 920 405.66 200 343,68 
1905| 750 000 38 780 199.17 — 238 605 49 
1906 | 1.000 000 | 46 503 237.02 2 281 070,09 


1907 1000 000 59 866 220,04 
1908 | 1 500 000 65 778 277.03 = 544 785,66 
1909 2 000 000 | 74915 813,39 852 681,92 
L910 | 2.000.060 | 83.669 649,27 | 2845223 | 1 015 757,46 
1911 2000 000 |109 605 469,39 6 542 932 | 1 108 779.40 
1912| 2.000 000 |135 907 173,21 | 8 205 707 | 1 941 038,87 
16134900 000 |154 047 316,22 | 10.089 314 | 1 862 971.65 
114 | 6.000.009 1157 524 040,68 | 10 167 504 | 2 174 357,71 
1915 | 6 000 000 |152 858 636 10 | 18 452 832 | 1 759 101.13 
1916 | 6.000 000 |133 896 014,70 | 29 018 064 | 2 176 151.04 
117 |10.000 000 |107 737 281.76 24 392 314 | 1.486 199,92 
1918 FLO 000 000 |104 500 972,09 18 365 741 | 1 306 363,54 


504 909,97 


Der Amſatzrückgang, der von 1914 an feſtgeſtellt 
werden kaun, iſt natürlich ganz erheblich, wenn 
man die in der Zeit eingetretene Entwertung des 
Geldes mit in Vetracht zieht. Dieſer Umſatzrückgang 
hat aber ausſchließlich ſeine Urſache in der Vewirt— 
ſchaftung der Nahrungsmittel durch die Behörden. 
Während des Krieges iſt in immer größerem Maße 
die Großeinkaufsgeſellſchaft hierbei ausgeſchaltet 
worden. Der Verteilungsapparat der Behörden wur 
nicht auf die Einſchaltung eines Betriebes, der von 
Hamburg aus ſeine Tätigkeit über ganz Deutſchland 
erſtreckte, eingerichtet. Erſt ſeit der Revolution wird 
der Verſuch gemacht, die Großeinkaufsgeſellſchaft in 
ſtärkerem Maße als bisher auch bei der Verteilung 
rafionierter Waren zu benutzen. Ein Verſuch, über 
deſſen Ergebnis zunächſt noch nichts mitgeteilt werden 
kann. Es wäre aber dringend zu wünſchen, daß 
der Verſuch erfolgreich verläuft, denn die Groß⸗ 
einkaufsgeſellſchaft iſt das wertvollſte Organ der Kon⸗ 
ſumgenoſſenſchaften. Sie ijt zudem ein ſo eigen⸗ 
artiges und für die Zukunft bedeutungsvolles Unter⸗ 
nehmen, daß dringend gewünſcht werden muß, es 
möge gelingen, ſeine Kräfte und Mittel für die Mah- 


rungsmittelverſorgung des deutſchen Volkes nutzbar 
zu machen. 

Die Zentraleinkaufsſtellen der Geſellſchaft be⸗ 
finden ſich in Hamburg, der Warenverkehr iſt aber 
dezentraliſiert. Eigene Lager in Berlin, Breslau, 
Düſſeldorf, Erfurt, Gröba, Hamburg, Mannheim. 
und Nürnberg ſetzen die Großeinkaufsgeſellſchaft in 
den Stand, überall möglichſt ſchnelt das Bedürfnis 
ihrer Kundſchaft nach Lebensmitteln und ſonſtigen 
Gegenſtänden des täglichen Bedarfs zu befriedigen. 
Allmählich ift die Großeinkaufsgeſellſchaft zu einem 
großen Arbeitgeber geworden, der insgeſamt etwa 
1600 Perſonen beſchäftigt. Löhne und Arbeitsver- 
hältniſſe“ der Beſchäftigten find durch Tarifverträge 
geordnet. Alle Angeſtellten haben in jedem Jahre 
Anſpruch auf Ferien. Für kranke und invalide und 
für die im Dienſt des Unternehmens alt und grau 
gewordenen Angeſtellten und Arbeiter iſt durch Pen⸗ 
ſionen und Unterſtützungsfonds geſorgt worden. In 
wie vorbildlicher Weiſe die Großeinkaufsgeſellſchaft 
gerade diefe ſozialen Funktionen erfüllt, dafür mag 
als Beweis dienen, daß die Geſamtausgabe für 
die verſchiedeuſten ſozialen Zwecke in den Jahren 
1911 bis 1918 4727 000 K. betrug. In dieſer Ziffer 
ſind natürlich auch die an die Kriegsteilnehmer und 
ihre Angehörigen gezahlten Unterſtützungen enta 
halten. 

An Produktionsbetrieben beſitzt die Großeinkaufs⸗ 
geſellſchaft gegenwärtig zwei große, mit allen tech— 
niſchen Errungenſchaften der Neuzeit ausgeſtattete 
Seifenfabriken in Gröba bei Dresden und in Düſſel⸗ 
dorf. Daneben betreibt die Großeinkaufsgeſellſchaft 
drei Tabakfabriken in Hamburg, Hoggenheim in 
Baden und Frankenberg in Sachſen. In dieſen Fa: 
briken werden in der Hauptſache Zigarren hergeſtellt. 
Außerdem beſitzt die Großeinkaufsgeſellſchaft eine 
Kautabakfabrik in Nordhauſen. Die Zündhölzer für 
die Konſumgenoſſenſchaften des Zentralverbandes 
werden in einer eigenen Zündholzfabrit in Laum— 
burg a. d. E. hergeſtellt. Eine große Teigwaren— 
fabrik wird in Gröba in Sachſen betrieben. Dort- 
ſelbſt beſteht auch noch eine große Kiſtenfabrik, eine 
Moſtrichfabrik und eine Fabrik für chemiſche Proz 
dukte. In Hamburg wird eine Gewürzmühle bes 
trieben, dann iſt eine Schokoladen— und Zuckerwaren— 
fabrik, die früher in Altona von einer ſelbſtändigen 
Genoſſenſchaft betrieben wurde, im Jahre 1917 von 
der Großeinkaufsgeſellſchaft übernommen worden. 
Im gleichen Jahre auch eine Weberei in Oppach in 
Sachſen. Eine Weinkellerei beſitzt die Großeink iufs— 
geſellſchaft ſeit Anfang des vorigen Jahres in Mainz. 
Große Plane über den weiteren Ausbau der Pro⸗ 
duktionsbetriebe wurden in den erſten Kriegsjahren 
noch gehegt. Man dachte an die Errichtung von großen 
Dampfmühlen und einer großen Nährmittelfabrik, 
einer großen Zuckerwarenfabrik und ähnliches, und 
hatte bereits damit begonnen, die Kapitalbeſchaffung 
für dieſe Unternehmungen, für die zunächſt 35 Mill. 
Mark vorgeſehen waren, in die Wege zu leiten. Es 
iſt im Augenblick noch nicht zu ſagen, was von dieſen 
Plänen zur Ausführung gelangen wird, jedenfalls iſt 
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ſich aber die Leitung der Großeinkaufsgeſellſchaft der 
Bedeutung bewußt, die die Eigenproduktion zur Be⸗ 
friedigung des organiſierten Bedarfs beſitzt. Sie 
wird daher nach dem Kriege, genau wie vorher, alle 
Kraft daran jegen, um eine Ausdehnung der Pro- 
duktivbetriebe zu erzielen. 

Von großer Bedeutung erwies ſich die Bank⸗ 
abteilung, die im Jahre 1909 ihre Tätigkeit be⸗ 
gaun. Die rapide Entwicklung dieſer Bankabteilung 
zeigt, welch ein dringendes Bedürfnis für die Er- 
richtung einer ſolchen Bankzentrale der Konſum⸗ 
genoſſenſchaften beſtanden hatte. Heute ſind es reiche 
Mittel, mit denen die Bankabteilung rechnen kann. 
Die kleinen und kleinſten Beträge, die bei den ein⸗ 
zelnen Konſumgenoſſenſchaften im ganzen Reich als 
Erſparniſſe oder Notgroſchen eingezahlt werden, 
ſtrömen zu einem guten Teil dieſem genoſſenſchaft⸗ 
lichen Geldzentralpunkt zu. Die nachfolgende Tabelle 
zeigt zahlenmäßig die Entwicklung der Bankabteilung. 


. T Giroumſatze | 
P Zahl der 1 | Bankeinlagen- 
ER lonten | Debet Kredit eſtand 
| 0 M M 

1909 | 189 33 131164 ! 33164 425 5541 877 
1910 280 62410598 63 329 534 9 160 466 
1911 | 369 99 133721 100 897 479 19 166 385 
1912 | 468 154537 935 | 156 877 110 29 020 626 
1913 513 198 856 636 200 496 408 25 236 085 
1914 | 574 | 201 181269 209 318 353. 20 038 171 
1945560 215 018 162 205 954 056 22 735 000 
1919 606 215 322 282 224 718 906 43 876 000 
1917 644 215 997 108 218 112 509 | 71 726 000 
1918 677 270 651346 274 325 893 128 284 000 


| 
Die Gelder der Bankabteilung werden zum Teil zu 
Hypothekendarlehen benutzt. Der größte Teil von. 
ihnen wird natürlich in der bankmäßig üblichen Weiſe 
verwendet. 


Als Maßſtab für den Umfang und die Pes 
deutung der Großeinkaufsgeſellſchaft kann geſagt 
werden, daß die Bilanzſumme, die im Jahre 1894 
43.077 „ betrug, 1901 zum erſten Male 1000 000 
überſchritt, und zwar bezifferte ſie ſich damals auf 
578 728 /. Die 100 000 000 wurde 1917 über⸗ 
ſchritten. Die Bilanzſumme dieſes Jahres bezifferte 
fidd auf 134 938 412 % im Jahre 1918 auf 197 212 576 
Mark. Die Neſeroen beliefen jid im Jahre 1917 


auf 13 957 390 %, die Abſchretbungen auf 950126 
Mark. Sie waren am höchſten im vorhergehenden 
Jahre mit 3377 131 # An der inneren Geſund⸗ 
heit des Unternehmens kann jedenfalls nicht ge⸗ 
zweifelt werden. Es iſt für alle Zukunftsaufgaben 
gewappnet, denn es erfreut ſich dreier Vorzüge: 
Eines finanziellen Status, der nicht leicht zu er⸗ 
ſchüttern iſt, einer vorſichtigen, nur nach genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Grundſätzen handelnden Geſchäftsführung 
und eines ſtarken Vertrauens bei den Genoſſen⸗ 
ſchaften. 

Ein kurzer Blick ſei noch auf ein eigenartiges 
Unternehmen gerichtet, das in engem Zuſammen⸗ 
hang mit dem Zentralverband deutſcher Konſum⸗ 
vereine ſteht, auf die gewerk⸗genoſſenſchaftliche Ber- 
ſicherung A.-G. Volksfürſorge. Die Volks⸗ 
fürſorge iſt kurz vor Ausbruch des Krieges als ein 
gemeinſchaftliches Unternehmen der Genoſſenſchaften 
und Gewerkſchaften entſtanden, ſie betreibt die kleine 
Lebensverſicherung, die ſogenannte Volksverſicherung. 
Die Volksfürſorge iſt als Aktiengeſellſchaft organi⸗ 
fiert entſprechend den Vorſchriften des Verſicherungs⸗ 
geſetzes. Ihr Vorſtand beſteht aus fünf Wit⸗ 
gliedern: Einem geſchäftsführenden und vier ehren⸗ 
amtlichen, von denen zwei Genoſſenſchafter und 
zwei Gewerkſchafter find. Dem Aufſichtsrat gehören 
vier Gewerkſchafter und vier Genoſſenſchafter an. 
Der Geiſt der neuen Zeit zeigt ſich darin, daß 
ſich unter den Aufſichtsratsmitgliedern vier gegen⸗ 
wärtige Reihs- oder Staatsmintſter und ein Staats⸗ 
ntinijter a. D. befinden. Die Volksfürſorge ift zu 
einer ſehr ungünſtigen Zeit ins Leben getreten und 
als der Krieg ausbrach, gab es ſehr viele die 
glaubten, daß dieſes gewerkſchaftlich⸗genoſſenſchaft⸗ 
liche Unternehmen recht bald dem Kriege zum Opfer 
fallen würde. Erfreulicherweiſe haben ſich dieſe Be⸗ 
fürchtungen aber nicht erfüllt. Das Unternehmen 
hat ſich ſchneller entwickelt als man angenommen 
hatte. Es verfügte am Ende des Jahres über einen 
Verſicherungsbeſtand von 292098 mit einer Ber- 
ſicherungsſumme von 60251141 . Das Unter- 
nehmen erfreut ſich einer geſicherten finanziellen 
Grundlage und darf in Anerkennung der ſchwierigen 
Kriegsverhältuiſſe als ein voller Erfolg gewerk⸗ 
ſchaftlich⸗genoſſenſchaftlichen Zuſammenwirkens bes 
zeichnet werden. 


Bevue der Preſſe. 


Sehr intereſſante Streiflichter über die Art, wie ſich 
die Träger des engliſchen Wirtſchaftslebens die Aeber— 
führung des Geſchäftslebens in den Friedenszuſtand 
denten, wirft ein Aufſatz von Dr. Schwabacher, 
Hamburg, in der „Deutfhen Allgemeinen 
Zeitung“ (31. Mai) über 
Wirtſchaftliche Staatsprotektion in England. 
Es läßt ſich feſtſtellen, daß die Tendenzen in Eng⸗ 
land nicht um einen Deut anders ſind als bei uns 
und daß Induſtrie und Handel den Abbau der 
Kriegswirtſchaft dahin verſtehen, daß nur die Auge 
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fuhr einheimiſcher Produkte freizugeben bzw. zu 
fördern ſei, während die Einfuhr zum Schutze 
der einheimiſchen Gewerbe möglichſt beſchränkt 
bleiben ſoll. Die engliſche Induſtrie fühlte ſich unter 
dem Schutze der ſtaatlichen Kriegsmaßnahmen ſehr 
wohl und hat ſcheinbar die Abſicht, dieſe über die 
Kriegszeit hinaus auszudehnen, was angeſichts zahl⸗ 
reicher Einfuhrverbote nur zum Nachteil der Kon⸗ 
ſumenten geſchehen könne. Die Beſtrebungen gingen 
dahin, das hohe Preisniveau zu halten, wogegen 
ſich von feiten des „Economiſt“ und der ihm nahe⸗ 
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ſtehenden Kreiſe ein ſtarker Widerſtand bemerkbar 
macht. Ein von der Regierung im Parlament ein⸗ 
gebrachter Geſetzentwurf, der ihr das Kontrollrecht 
über Ein⸗ und Ausfuhr für drei Jahre ſichern ſollte, 
mußte wegen ſtarken Widerſpruchs zurückgezogen 
werden. Es ſei anzunehmen, daß dieſer Stand⸗ 
punkt der engliſchen Induſtriellen ſich auf die Dauer 
gegenüber den Forderungen der großen Maife 
nicht würde halten laſſen. — Auf eine große 
Schädigung der deutſchen Handelsintereſſen 
die aber auch alle trifft, die ſich während des 
Weltkrieges mehr oder minder neutral verhalten 
haben, macht Dr. R. Henning in demſelben 
Blatte (10. Juni) aufmerkſam, indem er die SE 197 
und 284 der Friedensbedingungen, die drahtloſe Tele⸗ 
graphie betreffend, näher unterſucht. Der ganzen 
Faſſung nach und in all ſeinen Zielen erkennt 
man, daß dieſer Abſchnitt von England angeregt 
wurde und Englands Intereſſen dienen ſoll. Die 
Forderungen gehen kurz dahin, daß Deutſchland 
ſeine großen überſeeiſchen Kabel ausliefern und ſeine 
geſamte, während des Krieges noch großzügig aus⸗ 
gebaute Funkentelegraphie unter die Kontrolle der 
Entente ſtellen ſoll. Der Beweggrund zu dieſen 
Forderungen könne nur der Wunſch Großbritanniens 
ſein, ſein vor Legung der deutſchen Kabel inne— 
gehabtes Weltkabelmonopol zu erneuern. Selbſt 
nachdem Deutſchland und andere Länder an das 
Weltkabelnetz angeſchloſſen waren, verblieben rund 
neun Zehntel ſämtlicher Unterſeekabel in Englands 
Händen, das von jeher verſtanden habe, dieſe ſeine 
Vorzugsſtellung zur Beeinfluſſung der öffentlichen 
Meinung der ganzen Welt in probritiſchem Sinne 
zu gebrauchen. Welche Vorteile es nach Zerſtörung 
der deutſchen Linien am 5. Auguſt 1914 daraus 
gezogen hat, daß nicht nur alle britiſchen, 
ſondern merkwürdigerweiſe auch amerikauiſche und 
ondere neutrale Kabel auf engliſchem Gebiete endig⸗ 
ten, fei aller Welt bekannt. Es hat ſich aber nicht 
damit begnügt, die öffentliche Meinung der ange⸗ 
ſchloſſenen Länder in dem ihm paſſenden Sinne zu 
bearbeiten, ſondern vielmehr einen ſyſtematiſchen 
Zenſurfeldzug gegen ihre Handelskreiſe unternommen, 
den es heute noch fortſetzt. New Porter Bank» und 
Handelskreiſe waren noch kürzlich, einer Meldung 
nach, ſehr erregt über die regelmäßige Verſpätung, 
mit der Kabeltelegramme im Verkehr mit Europa 
befördert werden. Börſendepeſchen und Preisnotie⸗ 
rungen, die auf engliſchen Kabeln nach Amerika 
übermittelt werden, kommen ſeit vielen Monaten 
kaum jemals am ſelben Tage in New Vork an. 
Nun droht durch das merkliche Erſtarken der deut— 
ſchen Funkentelegraphie im Kriege und die Schaffung 
ähnlicher Einrichtungen in nordiſchen Ländern, dieſes 
neuerliche Weltmonopol Englands auf dem Ge- 
biete der Nachrichtenübermittlung durchbrochen zu 
werden. Damit iſt der zweite angeführte Paragraph 
des Verſailler Entwurfs bezüglich der drahtloſen 
Telegraphie zu verſtehen, der in ſeinen Forderungen 
fogar ſoweit geht, den deutſchen Funkentürmen auch 
die Funkenlänge vorſchreiben zu wollen, mit denen 
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jie operieren ſollen. Da Deutſchland angeſtchts der 
Lage nicht mehr allein imſtande ſein dürfte, den 
nötigen Widerſtand entgegenzuſtellen, ſchließt der 
Verfaſſer feine Betrachtung mit dem Wunſche, die 
Neutralen möchten ſich ihm in der Bekämpfung 
dieſes Angriffes auf ihre vitalen Intereſſen an= 
ſchließen. — In einem intereſſanten Artikel unter- 
ſucht der „Berliner Börſen⸗Courier“ 
(5. Juni) die 


Eignung der Polen zum Wirtſchaftsvolk 


Geht man auf die Zeit der polniſchen 
lungen zurück, ſo kann man an der Art, wie 
ſich die Bevölkerung des ehemaligen Königsreichs 
Polen wirtſchaftlich nach ihrer Dreiteilung ent» 
wickelt hat, Schlüſſe auf ihre Vefähigung zu wirt⸗ 
ſchaftlicher Tätigkeit ziehen. Die zwei Haupt- 
induſtrien Kongreßpolens, die Webſtoff-⸗ und die 
Montanuinduſtrie, find zum größten Teil von Nicht- 
polen geſchaffen worden. Das Lodzer Textilgewerbe, 
das 1910 Waren im Werte von rund 340 Millionen 
Rubel erzeugte und 150 000 Arbeiter befchäftigte, 
zählt zu den bedeutendſten ſeiner Art in der Welt. 
Bemerkenswert jei aber, daß alle größeren Fabriken 
neben Deutſchen von Franzoſen und Engländern 
(und Belgiern! Die Ned.) ins Leben gerufen wurden. 
Im Wontangewerbe ſpielt der Kohlenbergbau mit 
einer Beſchäftigungsziffer von rund 23 000 Arbeitern 
vor dem Kriege die Hauptrolle, doch feien die Bes 
triebe, die größtenteils an der polniſch⸗deutſchen 
Grenze liegen, nach den Angaben von Dr. Manifa 
ſtechniſch rückſtändig und lediglich einige in deutſcher 
Hand befindlichen Werke nehmen einen höheren Stand 
ein. In der galiziſchen Petroleuminduſtrie 
haben ſich die Polen auch überaus wenig betätigt, 
und dieſes Gewerbe iſt, wie übrigens alle anderen 
kleineren Induſtrien des Landes, von Deutſchen, in 
geringeren Umfange auch von Engländern, Franz 
zoſen und Belgiern in die Höhe gebracht worden. 
Die ehemals polniſchen Landesteile Deutſchlands da= 
gegen weiſen wohl eine gewerbliche Betätigung der 
Polen auf, die aber eher dem politiſchen Wider- 
ſpruchsgeiſte als innerem wirtſchaftlichen Drange ent⸗ 
ſprechen dürfte. Es ift auch zweifelhaft, ob dieſer 
kleine Anteil gewerblichen Sauerteigs genügen wird, 
um Großpolen einen wirklichen Auftrieb zu geben, 
zumal, wie es ſich jetzt bei Beſetzung des poſenſchen 
Gebietes gezeigt hat, die nötigen Lehrkräfte fehlen. 
Aehnlich wie auf gewerblichem Gebiete, liegen die 
Verhältniſſe in der Landwirtſchaft, um ſo begreiflicher, 
meint das Blatt, ſei der Wunſch der Polen, jetzt zu 
ernten, wo ſie nicht geſät haben. Eine neue Auf⸗ 
faſſung der Frage der 


Steuerpflicht der Amſtellungskonten 


bekundet das Oberverwaltungsgericht in einer Euta 
ſcheidung vom 24. September 1918, mit der es im 
Gegenſatz zu ſeinem früheren Standpunkt ſteht, und 
in welcher es feſtſtellt, daß Rücklagen ſteuerpflichtig 
ſind, ſoweit ſie zu folgenden Zwecken beſtimmt waren: 
a) Zur Wiederauffüllung der vollkommen er⸗ 
ſchöpften Läger mit Rohmaterialien, halb» 
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fertigen und fertigen Waren, ſoweit Dies mog⸗ 
lich ſein werde. 

d) Für die moraliſche Verpflichtung zur Wieder⸗ 
einſtellung der aus dem Felde heimkehrenden 
früheren Angeſtellten und Arbeiter mit in- 
zwiſchen erheblich geſtiegenen Gehältern und 
Löhnen bei aller Vorausſicht nach ungünſtigen 
Gewinnergebniſſen nach Friedensſchluß. 

e) Zu unbedingt notwendigen Ausgaben für Ré- 
klame und Propaganda im großen Stil, um 
den durch den Krieg verloren gegangenen Frie- 
denswirkungskreis wieder zu erwecken, die 
frühere Kundſchaft wiederzugewinnen und neue 
zu erwerben. 

Es jagt weiter, daß zur Anerkennung der Rückſtellung 
als Bewertungskonto, und nur ein ſolches fei ſteuer— 
frei, „das Beſtehen einer rechtsverbindlichen Ber- 
pflichtung zur Leiſtung“ erforderlich fei. Die Rich⸗ 
tigkeit dieſer Auffaſſung beftreitet Rechtsanwalt Dr. 
Franz Hirſchwald in der „Voſſiſchen Zei⸗ 
tung“ (12. Mai) und meint, daß die Steuerpflicht der 
erwähnten Poſten fid danach entſcheidet, ob eine 
Rückſtellung oder eine Abſchreibung vorliege. Letztere 
ſei im ſteuertechniſchen Sinne aber vorhanden, wenn, 
wie das Geſetz ſagt, der Poſten „einen angemeſſenen 
Ausgleich der Wertverminderung darſtellt“. Die Be- 
wertung ſei eine auf wirtſchaftlichen Ge 
ſichtspunkten beruhende Schätzung. Dann iſt aber 
der Umſtand, ob eine rechtliche Verbindlichkeit bereits 
beſtand, nur eines der Momente, die bei einer 
ſolchen Schätzung zu berückſichtigen ſeien: und ein 
anderes, ähnliches Moment, das den Wert eines 
Aktivums oder eines Unternehmens beeinfluſſe, liegt 
vor, wenn ein Unternehmen heruntergewirtſchaftet 
oder von Rohitoffen entblößt ift, oder wenn infolge 
der ſozialen Verhältniſſe und Anſchauungen, die 
Einſtellung von unproduktiven Arbeitskräften bevor⸗ 
ſteht u. dgl. mehr. Dieſe wertmindernden Momente 
ſeien durch ſachverſtändige Schätzung zu ermitteln, 
als Abſchreibungen einzuſtellen. Als ſolche mußten 
aber die erwähnten Poſten unter a, d und e ſteuer⸗ 
frei bleiben, und der Umſtand, daß fie in der Bi- 
lang als „Rücklage“ bezeichnet ſeien, ändere nichts 
an ihrem Charakter als Korrektivkonten. In 
die Debatte über die Art, wie der deutſche 
Handel dazu angehalten werden könne, feine 
ganze Kraft und Sachkenntnis beim Wieder- 
aufbau unſerer Wirtſchaft anzuſpannen, wirft 
Rechtsanwalt Dr. Erwin Hirſchfeld in bem- 
ſelben Blatte (13. Juni) einen be⸗ 
herzigenswerten Mahnruf. Trotz aller Ermahnungen 
infolge ſinkender Valuta und abnehmenden Kredits 
des Staates im Ausland, den perſönlichen Kredit 
der deutſchen Kaufmannſchaft in den Dienſt der 
deutſchen Volkswirtſchaft zu ſtellen, feien 

\ Auslandsreiſen deutſcher Kaufleute 

die zur Wiederanknüpfung der alten und Schaffung 
neuer Beziehungen im neutralen Ausland uner- 
läßlich ſind, nach wie vor mit unendlichen Schwierig⸗ 
keiten verbunden. Vier⸗ bis ſechs wöchentliche Er⸗ 
mittlungen bei Paßbehörden, bei der Polizei, Handels⸗ 


8 kammern und vor allen Dingen bei den Steuer- 
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ſtellen find die Regel, um einen acht- bis vier⸗ 
zehntägigen Aufenthalt im neutralen Ausland zu 
erwirken. Zwar ſoll, meint der Verfaſſer, die ſtän⸗ 
dige Gefahr einer Kapitalſflucht nicht verkannt werden, 
doch käme es hierbei ſehr auf die Perſon und ihre Ver⸗ 
gangenheit an, und es ließe ſich nicht leugnen, daß man 
wohl einen Unterſchied machen könne zwiſchen ſolchen 
Leuten, die in der Heimat eine Fabrik, Grundbeſitz 
und Familie zurückließen und außerdem ihrer Steuer⸗ 
pflicht bisher ſtets genügten und ſokchen Verſonen, 
die bislang keine Beziehungen zum Ausland unter- 
hielten und eine Auslandsreiſe aus ſteuerbedenklichen 
Gründen unternähmen. Die Ueberſchätzung der Ge- 
fahr einer Steuerflucht und allzu große Aengſtlichkeit 
bei bisher einwandfreien Perſönlichkeiten fügen dem 
Wirtſchaftsleben größeren Schaden bei, als ihm 
Nutzen aus der ſcharfen und unterſchiedsloſen An⸗ 
wendung der Maßnahmen gegen die Kapitalflucht 
erwachſen könne. Im kommenden Auf⸗ 
bau unſeres Wirtſchaftslebens wird die 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft eine führende 
Rolle ſpielen, einmal weil fie beſtimmt ift uns 
von der Einfuhr ausländiſcher Lebensmittel bis zu 
einem gewiſſen Grade zu befreien, dann aber auch, 
weil ſie einen Hauptfaktor bei der Schaffung eines 
kaufkräftigen und geſunden Inlandsmarktes bilden 
muß. Welch vernichtenden Schlag nun der Friedens- 
vorſchlag von Verſailles gegen dieſen Grundpfeiler 
künftiger deutſcher Wirtſchaft führt, zeigen deutlich 
die Ausführungen von Dr. Michgel Horlacher 
in der „Deutjhen Allgemeinen Zeitung“ 
(13. Junt) über die 
dentſche Landwirtſchaft und die 
Friedensbedingungen 

Zieht man in Betracht, daß der Ententeverirag 
eine Gebietsabtretung verlangt, die nach der 
Zählung von 1910 eine Bevölkerungszahl von rund 
8, Millionen Menſchen, alio 130% der Reichs 
bevölkerung darſtellt, daß ferner durch Abstimmung 
die nationale Zugehörigkeit von einer Million Ein⸗ 
wohnern, d. h. 1,7% beſtimmt werden fol, fo er- 
hellt, wenn man die Gegenden, um die es iih 
handelt, berückſichtigt, welch großer Ausfall der 
deutſchen Landwirtſchaft in dieſen Bedingungen zu⸗ 
gemutet wird. Ohne auf Einzelheiten einzugehen 
kann man feſtſtellen, daß die Oſtgebiete an Getreide 
und Futtermittel durchſchnittlich 17,5% des Geſamt⸗ 
ertrages des Reiches im Fahre 1913 betrugen, daß 
ſie au Roggen und Kartoffeln allein mehr als das 
Doppelte erzeugten als nach dem Bevölkerungs⸗ 
prozentſatz auf ſie entfiehl. Auch der Viehbeſtand 
machte im ſelben Jahre einen beträchtlichen Anteil 
(ca. 10 120%) des Geſamtbeſtandes im Reich aus. 
ganz zu ſchweigen von der hochentwickelten Agrar⸗ 
induſtrie. Die deutſche Forſtwirtſchaft verliert nahezu 
1 Million Hektar an Wald im Werte von 
Sh Milliarden Goldmark. Durch die 
Volksabſtimmung können ihr weitere 412 000 ha im 
Werte von 1,7 Milliarden Goldmark eutriſſen wer⸗ 
den. Aehnlich liegen die Verhältniſſe in Schleswig 
und in der Weſtmark, wobei bei letzterer zu beachten 
iit, daß auf Luxemburg, Lothringen und das Saar- 
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gott rund 450. unſerer Geſamterzeugung an 
Thomasmehl entfielen, - und durch die Abtretung 
der elſäſſiſchen Kalilager das deutſche Kalimonopol 
und damit die ganze inländiſche Preispolitik für 
dieſes wichtige Düngemittel durchbrochen wird. Wenn 
man bisher alſo, auf das Selbſternährungsprinzip 
fuzend, nur auf ungefähr 30% Auslandszufuhren 
an Weizen angewieſen war, fo beweiſen dieſe 
Zahlen, in welch bedeutendem Maße die Abhängig⸗ 
keit vom Ausland bei Getreide und Futtermitteln 
durch die Gebietsverluſte verſtärkt wird, und welch 
bedeutſame neue Abhängigkeiten auf dem Gebiete 
der Fleiſchverſorgnug erwachſen. Auf eine andere, 
nicht minder wichtige Frage der Uebergangswirtſchaft 
weiſt in demſelben Blatte Dr. W. Buſſel⸗ 
berg Steglitz hin, die zwar ſchon vor dem Kriege 
von techniſcher Seite mehr als einmal aufgerührt 
wurde, jetzt aber infolge der Forderungen der 
Entente an Kohlenlieferungen von beſonderer Als 
ealltät wird. Er wirft die Frage auf, ob nicht das 


Waſſer als Kraftquelle 


bisher viel zu ſehr vernachläſſigt worden fei zu⸗ 
gunſten der Kohle, mit der vor dem Kriege der 
reine Raubbau getrieben wurde. Die in Deutſch— 
land nutzbaren Waſſerkräfte jeien auf 4000 000 PS. 
geſchätzt worden, davon allein in Bayern 1500 000, 
deren Verwertung eine enorme Erſparnis an Kohle 
und Arbeitskräften repräſentiere und die bislang 
ganz ungenutzt dem Meere zuwandern. Die Augs 
beusung dieſer Energiemengen für wirtſchaftliche 
Zwecke käme „meint Buſſelberg, in zwei Richtungen 
erfolgen. In erſter Linie ſei es erforderlich, das 
in Weſtdeutſchland überaus vernachläſſigte Kanal- 
netz auszubauen. Damit könne die jo notwendige 
Entlaſtung der Eiſenbahnen durch Ausführung eines 
Teiles der Maſengütertransporte auf dem Waſſer— 
wege erreicht werden. Am dringendſten ſeien auf 
dieſem Gebiete die noch fehlenden Verbindungen 
ber Weſer und des Rheins mit der Elbe, der Ans 
ſchluß des Mitteldeutſchen Kanalnetzes an die Nord: 
und Oſtſee und dann der Ausbau der Verbindung 
zwiſchen Rhein und Donau. Die zweite Haupt⸗ 
aufgabe der Technik ſei ferner die Verſorgung 
mit Licht und Kraft. Nach einer ausführlicheren 
Voſprechung der nötigen Stauanlagen und Uebers 
landteitungen wäre noch auf die vielſeitigen Ber- 
wendungsmöglichkeiten der elektriſchen Energie auch 
in kleineren Betrieben und namentlich in der Land— 
wirtſchaft hingewieſen. Es ſei ſelbſtverſtändlich, daß 
die Finanzierung dieſer weitreichenden Pläne durch 
den Staat geſchehen müſſe, ſollte man aber doch 
genötigt ſein, aus irgendwelchen Gründen Privat- 
konzeſſionen zu erteilen, jo jei es angebracht, dies 
in der For mder Aktieugeſellſchaft zu tun und hier- 
bei die Grenze für den Einzelbetrag der Aktien 
von 1000 % auf 20 % (wie in England) herab⸗ 
zuſetzen, damit möglichſt die Allgemeinheit an dieſem 
Vorteil, der aus einem Gemeingut fließt, Teil hat. 
Dies ſei auch ein Weg für eine umfaſſende 
So ztaliſierung. 


Umschau. 


Die Kompensierung der privaten 
Auslandsforderungen. 


Man schreibt mir! 
„In dem von der 
Ententeausgearbei- 
tetem Friedensvertragsentwurf ist u. a. vorgesehen, dass 
die privaten Forderungen der Staatsangehörigen der ver- 
schiedenen feindlichen Länder soweit möglich auf dem 
Kompensationswege beglichen werden sollen. Wenn diese 
Bedingung angenommen wird, ergeben sich für Deutsch- 
land durch den gegenwärtigen Tiefstand der Mark-Valuta 
besondere Schwierigkeiten, eine Lösung zu finden, die 
beiden Kategorieen der in Betracht kommenden deutschen 
Interessenten, also sowohl denjenigen, die dem Auslande 
in fremder Währung schulden, als auch denen, welche 
Forderungen ans Ausland in ausländischer Währung be- 
sitzen, gerecht wird. Dass man einerseits die deutschen 
Schuldner in fremder Währung zwingt, ihre Vorkriegs- 
Verbindlichkeiten dieser Art sofort abzudeckeu und den 
sich dabei infolge des Tiefstaudes der deutschen Valuta 
in Mark ergebenden grossen Verlust auf sich zu nehmen, 
erscheint schon aus dem Grunde nicht angängig, weil 
diese Schuldner zum grossen Teil lediglich durch die 
Zallungsverbote der Regierung daran verhindert worden 
sind, ihre Verbindlichkeiten im feindlichen Auslande bei 
Kriegsbeginn, als es noch zu günstigeren Wechselkursen 
geschehen konnte, abzudecken, Andererseits kann auch 
den Inhabern von auf Auslandswährung lautenden For- 
derungen ans Ausland nicht zugemutet werden, diese 
etwa zum Friedens-Wechselkurse zu Kompensationszwecken 
herzugeben, denn sie würden dabei etwa 2 Drittel ihrer 
Forderungen einbüssen, da ja die Markbeträge, die sie 
erhielten, nur noch ein Drittel des Wertes darstellen 
würden, den die Forderungen nach Massgabe der heutigen 
Devisenkurse tatsächlich haben. Es wird nun folgender 
Vorschlag zur Diskussion gestellt, der die widerstreitenden 
Interessen beider Kategorieen von Beteiligten soweit 
möglich berücksichtigt: Die deutsche Regierung übernimmt 
die deutschen privaten Forderungen ans feindliche Aus- 
land in fremder Währung in der Weise, dass sie den 
Forderungs- Inhabern unter Hinzurechnung von 5% Zinsen 
auf die betreffende fremde Währung lautende Reichsschatz- 
wechsel mit mehrjähriger Laufzeit aushändigt. — Anderer- 
seils lässt sie sich von den deutschen Staatsangehörigen, 
die dem feindlichen Auslande in fremder Währung schul- 
den, für den Betrag ihrer Schuld zuzüglich 5%, Zinsen 
deren ebenfalls auf die betreffende fremde Währung lau- 
tenden Akzepte mit der gleichen mehrjährigen Laufzeit 
aushändigen. Die Regierung ist dann in der Lage, wenn 
sich aus der Kompensierung mit deu einzelnen Staaten 
für sie ein Schuldsaldo ergibt, sich die zu dessen Ab- 
deckung erforderlichen Devisen eventuell auf dem Wege 
zu beschaffen, dass sie einen entsprechenden Teil der ihr 
von den deutschen Schuldnern des Auslandes ausgehän- 
digten Akzepte in Auslands-Währung durch Vermittlung 
der Banken begibt. Die deutschen Inhaber von Forde- 
zungen an das Ausland erhalten Schatzwechsel in der 
betreffenden fremden Währung, werden also nicht ge- 
zwangen, ihre Guthaben zu Wechgelkursen herzugeben. 
die dem jetzigen Wertverhältnis zwischen Mark und den 
fremden Währungen nicht mehr entsprechen und können 
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dun Betrag durch Begebung der Schatzwechsel ebenfalls 
Hüssig wachen. Die deutschen Beteiligten endlich, welche 
dem Auslande in Auslands-Währung schulden, erlangen 
für einen längeren Zeitraum die Stundung dieser Schulden 
und damit die Aussicht, sie bei Wiedereintritt normaler 
Valutaverhältnisse ohne oder wenigstens mit geringerem 
Kursverlust, als es jetzt möglich wäre, abzudecken. Um 
die auf fremde Währung lautenden Schatzwechsel der 
Regierung leichter begebbar zu machen, könnte noch ber 
stimmt werden, dass dafür die in Händen der deutschen 
Regierung verbleibenden Akzepte der deutschen Auslands- 
schuldner als besondere Sicherheit haften. Die Reichs- 
regierung würde bei einem solchen Verfahren allerdings 
insufern ein gewisses Risiko laufen. als sie ihre in Zahlung 
gegebenen Schatzwechsel in fremder Währung bei Fällig- 
keit unter allen Umständen wird einlösen müssen, während 
von den Akzepten, die sie von den Auslandsschuldnern 


erhält, vielleicht einzelne notleidend werden, weil sich die. 


Verhältnisse der Akzeptanten während der Laufzeit ver- 
schlechtert haben, doch auch dagegen würden sich un- 
schwer Vorsichtsmassregeln treffen lassen.“ 


Man schreibt uns: „Unter 
eigenartiger Begründung 
ist ın den letzten Tagen 
den Aktionären einer Aktiengesellschaft eine Kapitals- 
erhöhung empfohlen worden. Die Vereinigten 
Kammerichschen und Belter & Schneeroglschen 
Werke Akt.-Ges., die bisher 2,5 Mill. % Aktien- 
kapital besassen, wollen eine Dividende von 10% zahlen. 
und eine Sondervergütung von gleichfalls 10% ausschütten. 
Diese Sondervergütung soll dadurch bewirkt werden, dass 
mit ihr eine geplante Kapilalserhöhung um 250 000 K 
bewirkt wird uud von den Aktionären auf je 10 Aktien 
eine junge Aklie unter Anrechnung der Sondervergütung 
übernommen werden kann. Die ganze Trausaktion wird 
mit dem Wunsch der Gesellschaft begründet, ihre „flüssigen 
Mitte zu verstärken“. Kurze Zeit varher hatte die Ge- 
sellschaft bereits eine vorläufige Mitteilung an die Presse 
gegeben, in der sie ebenfalls 10%, Dividende und 10%, 
Sondervergütung, auch die Kapilalserhöhung um 250 000 s% 
angekündigt hatte, aber noch nicht von der Kombination der 
Rapitalserhöhung mit der Sonderausschültung sprach. Der 
Passus von der Verstärkung der flüssigen Mittel ist insofern 
recht unangebrachl, als die zweite Methode die Betriebsmittel 
der Gesellschaft keineswegs mehr schont oder stärkt als 
lie zuerst vorgeschlagene. Denn ob eine Aktiengesellschaft 
250 000 % als Soudervergütung ausschütlet und die gleiche 
Summe durch eine Kapftalserhöhung (wenn wir vorläufig 
annehmen, dass diese Kapitalserhöhung zu pari erfolgt) 
wieder hereinbringt oder ob sie die 250 000 % in der 
Kasse behält und die Aktien den Aktionären als Gratis- 
aktien zur Verfüguug stellt, bleibt sich im Endresultat 
gleich. Man könnte höchstens noch etwa sagen, dass im 
Gegenteil bei dev ersten Methode, das heisst bei der Aus- 
Schüttung des Bonus und der regelrechten Auflegung der 
Jungen Aktien zur Zeichnung vielleicht ein höherer als der 
Parikurs verlangt worden wäre, der den Reserven zugute 
käme, während dies jetzt bei der Gralisausgabe der den 
alten Aktionären angebotenen jungen Aktien nicht der 
Fall ist. — Anders liegt der Fall bei der Sachsenberg 


Betriebsmittelverstärkung 
durch Gratisaktien. 


Licht- und Krafı-Akt.-Ges. Dieses Unternehmen 
will sein Aktienkapital „zur Stärkung der Betriebs- 
mittel“ um 1,5 auf 9 Mill. % erhöhen. Hier soll die 
Kapitalserhöhung derart vor sich gehen, dass die alten 
Aktionäre für jede Aktie von 1000 é statt der Bar- 
dividende. die mit 20% beantragt wird, eine neue Aktie 


von 200 % nominell unter Zuzahlung von 80 æ 
zu fordern haben. Die Aktien werden also zu einem Kurse 


von 140 % ausgegeben, wovon 100% durch die Verrechnung 
dei Dividende gedeckt sind. Hier bekommt die Gesellschaft 
wenigstens wirklich etwas Geld herein, nämlich 600 000 .%. 
Man kann nicht sagen, dass sie dieses Resultat auch bätte 
erreichen können, wenn sie statt nominell 20% nur 12%, 
Dividende ausgeschüttet und auf die Kapitalserhöhung ver- 
zichtet hälte. Denn damit hätte sie in der Tat ja dem 
Unternehmen 920 000 % bare Mittel entzogen, während 
sie durch die jetzige Transaktion zwar ihr Aktienkapilal, 
durch die jungen Aktien um 1! Mill. , und ihre Reserven 
um 400000 , damit also ihre Verbindlichkeiten um 
1,9 Mill. , erhöht hat, aber ihre flüssigen Mittel stärken 
konnte (dass die 400 000 % den Reserven gutgeschrieben 
werden müssen, ist m. E. zweifellos, denn es handelt sich 
doch offensichtlich um eine Regebung der Aktien über 
Pari, wobei es nicht in Betracht kommen dürfte, dass 100% 
der Einzahlung durch die Dividendenverrechnung ausge- 
glichen werden). Es kann sich hier bei der Sachsenberg- 
Gesellschaft möglicherweise um den Wunsch handeln, die 
Aktionäre an den Erträgnissen des Geschäftes partizipieren 
zu lassen, ohne dass es erst nötig gewesen wäre, Bank- 
kredite zu diesem Zwecke in Anspruch zu nehmen oder 
doch die flüssigen Mittel so zu kürzen, dass die Bewegungs- 
freiheit der Gesellschaft dadurch wesentlich gehemmt würde. 
Inwieweit aber dieser Gedanke wirklich die Gesellschaft 
geleitet hat, und ob nicht etwa andere Gesichtspunkte, die 
eine Kapitalsverwässerung aus mannigfachen Gründen für 
wünschenswert erscheinen liessen, massgebend gewesen 
sind, lässt sich allerdings nicht mit Sicherheit sagen. Denn 
es ist zwar ein Effektenkonto von 10,2 Mill, 2 vorhanden. 
aus dem man, etwa in Kriegsanleihe, schliesslich auch eine 
Dividende oder einen Bonus zur Dividende hätte zahlen 
können, und es sind ein Bankguthaben von 1,4 Mill. % 
sowie andere Debitoren im Betrage von 4,6 Mill. “ vor- 
handen, aber man weiss natürlich nicht, ein wie grosser 
Teil von den insgesamt 9,8 Mill, % Kreditoren in Kürze 
etwa fällig ist. Immerhin legt trotzdem die gesamte 
Transaktion den Gedanken nahe, dass bei ihrer Aus- 
arbeitung steuerliche Bedenken nicht zuletzt eine Rolle 
gespielt haben. Bei den Kammerichschen Werken da- 
gegen handelt es sich wohl mehr um eine reichlich unge- 
schickte Fassung des Berichtes durch die Verwaltung. 
Sollte in der Tat die Gesellschaft Knappheit an flüssigen 
Mitteln haben, so könnte man ihr nur empfehlen, ihre 
Dividende etwas zu kürzen, was zweifellos das solideste 
und auch der Zeit angemessenste Mittel wäre, Ein Blick 
auf die Bilanz aber zeigt, dass an sich keine besonders 
starke IIliquiditat vorhanden ist. Den 2,8 Mill. % 
Gläubigerguthaben und 1,6 Mill. % Kundenzahlungen auf 
noch nicht abgerechnete Lieferungen stehen 52 000 s 
Kasse, 1,8 Mill. 4% Wertpapiere, 750 000 AL Bankguthaben 
gegenüber, zu denen noch rund 3 Mill. % Debitoren 
kommen, über deren Oualität natürlich der Bilanzkritiker 


bei der Art der Bilanzveröffentlichungen unserer Aktien- 
gesellschaften nichts erfährt nnd nichts sagen kann. Die 
Liquidität der Gesellschaft müsste sich also, wenn nicht die 
Verwallung sich nur falsch ausgedrückt hat, erst seit der 
Abfassung der Bilanz weiter verschlechtert haben. Ist dies 
aber der Fall, so hilft diesem Zustande der von der Ver- 
waltung vorgeschlagene Modus der Kapitalserhöhung, wie 
eingangs gesagt, nicht ab. Es ist anzunehmen, dass die 
Aktionäre sich auf der Generalversammlung danach noch 
etwas näher erkundigen und der Gesellschaft eventuell er- 
zählen werden, dass die Ausgabe von Gratisaktien nicht 
gerade der geeignetste Weg ist, um den Status einer Ge- 
sellschaft aufzubessern, der von ihrer Verwaltung als 
illiquide bezeichnet wird. 

Seitdem die Denkschrift des Reichs- 
wirtschaftsministeriums in ihrem 
Wortlaut durch die Vexröffent- 
lichung im „Plutus“ bekannt geworden ist und seitdem 
der Reichswirtschaftsminister Wissel und sein Unter- 
staatssekretär von Möllendorf in grösseren Kreisen 
öffentlich für ihre Ideen des Aufbaues der deutschen 
Wirtschaft eingetreten sind, ist um diese Pläne in den 
Kreisen der Uniernehmerschaft ein heftiger Kampf aus- 
gebrochen. Dieser Kampf dreht sich bisher keineswegs 
um Einzelheiten aus den Vorschlägen des Reichs wirtschafts- 
ministeriums. Weder die Form der wirtschaftlichen Selbst- 
verwaltungskörper, wie sie demReichswirtschaftsministerium 
vorschweben, noch der Plan der Schaffung eines Fonds 
für Reichsaufträge, noch der Gedanke des Gesetzentwurfs 
fiber den Arbeitsfrieden sind bisher zum Gegenstand ein- 
gehender Erörtrrungen gemacht worden. Vielmehr dreht 
sich der Kampf in der Oeffentlichkeit fast ausschliesslich 
um die Grundidee. Auf der einen Seite stehen die Freunde 
der freien Wirtschaft, die nicht nur theoretisch das freie 
Spiel der Kräfte, der plaumässigen gebundenen Organisation 
vorziehen, sondern die auch den Glauben noch nicht ver- 
loren haben, dass unter den gegenwärligen Umständen in 
Deutschland ein Wiedererwachen der gelähmten wirtschaft- 
lichen Kräfte auf dem Wege der Entfesslung des freien 
Spiels möglich sei. An der Spitze der Verfechter des 
alten Ideals der wirtschaftlichen Freiheit steht der 
Hansabund. Der llansabund bat eine grosszügige 
Agitation gegen die Pläne des Reichswirtschafis- 
ministeriums entfesselt. Er geht in seinem Protest 
und seinem Aufruf soweit die organisatorischen Pläne des 
Reichswirtschaftsministerinms als ein „zu Tode organi- 
sieren“ der Wirtschaft zu bezeichnen, er ruft zum rück- 
sichtslosen Kampf auf und fordert jede Mithilfe am Auf- 
bau dieser Planwirtschaft zu verweigern. Aehnliche Töne 
der unbedingten Ablehnung sind von einigen hanseatischen 
Handelskammern und aus den Kreisen des „Zentral- 
verbandes des deutschen Grosshandels“ laut geworden. 
Das bedauerliche an dieser Art des Kampfes gegen die 
gemeinwirtschafilichen Ideen ist besonders darin zu er- 
blicken, dass sich hier die Kundgebung ganz in der Ab- 
lehnung und Bekämpfung erschöpft, ohne einen Weg zu 
zeigen, der aus den Nöten der deutschen Wirtschaft im 
Augenblick und aus den nicht minder grossen Nöten nach 
dem Abschluss des Friedensvertrages hinauszuführen ge- 
eignet ist. Exfreulicherweise stehen aber hinter den Organi- 
sationen, die mit grosser Heftigkeit gegen alle Bestrebungen 
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gemein wirtschaftlichen Aufbaus Sturm laufen, nur begrenzte 
Kreise des deutschen Unternehmertums. Andere Kreise, die 
die Unmöglichkeit der völlig freien Wirtschaft begreifen, 
erklären sich, wenn sie auch mit grosser, teilweise sicherlich 
berechtigter, Skepsis an die Einzelvorschläge des Reichs- 
wirtschaftsministeriums herantreten, doch grundsätzlich 
bereit an den Bestrebungen des organisierten Aufbaues mit- 
zuarbeiten. Die bedeutsamste Kundgebung in dieser Richtung 
ist von dem Reichsverband der deutschen ln- 
dustrie ausgegangen, der kürzlich aus dem Zusammen- 
schluss des Zentralverbandes deutscher Industrieller und 
des Bundes der Industriellen entstanden ist, der also wohl 
als die bedeutendste Organisation der deutschen Industrie 
angesehen werden darf. In einer Besprechung, die die 
Vertreter des Reichsverbandes im Anschluss an einen 
Vertrag des Unterstaatssekretärs von Möllendorf abhielt, 
wurde festgestellt, dass die deutsche Industrie in Zusammen- 
arbeit mit dem Reichswirischaſtsministerium, die Schaffung 
und Sicherung einer den veränderten Verhältnissen und 
Aufgaben angepassten nationalen Wirtschaft, als eine un- 
abweisbare Lebensnotwendigkeit für das deutsche Volk 
anerkennt und dass sie daher denjenigen Kreisen des 
llandelos nicht folgen kann, die gegenüber den Plänen 
des Reichswirtschaftsministeriums eine bedingungslos ab- 
lebnende Haltung eingenommen haben. Eine ähnliche, 
die Bereitschaft zur Mitarbeit ausdrückende Kundgebung 
ist zum Beispiel auch vom Zentralverband der 


chemischen Industrie bei seiner letzten Berliner Tagung 


ausgegangen. Wie in der allgemeinen Frage der freien 
Wirtschaft oder der Planwirtschaft, so gehen auch in dei 
besonderen Frage der Ausfuhrkontrolle die Meinungen 
der Praxis auseinander. Während sich der Verein 
deutscher Exporteure scharf gegen die bisherigen Formen 
der Ausfuhrkontrolle insbesondere der Preisüberwachung 
ausgesprochen bat, ist andererseits aus den Kreisen 
der Maschinenindustrie eine Kundgebung veröffentlicht 
worden, die darauf hinweist, dass sich die Preisüberwachung 
bei der Ausfuhr so bewährt habe, dass sie ia einzelnen 
Industriegruppen für die sie am Ende des vorigen Jahres 
ausser Kraft gesetzt worden war, neuerdings auf Wunsch 
der Industrie wieder eingeführt worden ist. Wir sehen 
also auch hier, dass die Stellungnabme der Praxis durch- 
aus geteilt ist und dass es völlig verfehlt ist, wenn die 
Gegner der organisierten Wirtschaft es so darzustellen 
suchen, als ob auf der einen Seite die grane Theorie und 
auf der anderen Seite die blühende Praxis stände, Es ist 
auch kein Zufall, dass die Gegner der Planwirtschaft am 
stärksten in den Kreisen des Handels zu finden sind und 
dass das grössere Verständnis für die Notwendigkeit des 
organisierten Aufbaues bei Industriellen zu finden ist. Die 
Vertreter des Handels stehen erstens im allgemeinen den 
Problemen der Arbeiterfrage ferner als die Industriellen 
Die meisten Industriellen wissen, dass ohne Wieder- 
erweckung der Arbeitsfreudigkeit der Massen nichis für 
die Zukunft zu erreichen und dass diese Arbeitsfreudigkeit 
nur zu erreichen sein wird, wenn den sozialistischen Ideen, 
welche die Massen beherrschen, durch die Neuorganisation. 
der Wirtschaft Rechnung getragen wird, Die meisten 
Industriellen sind sick aber darüber hinaus auch bewusst, 
dass durch Organisation eine Rationalisierung der Pro- 
duktion auf zahlreichen Gebieten möglich ist. Die Ver- 
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tretet das Handels aingegen haben mehr das Gefühl, dass 
der Handel in einer organisierten Wirtschaft zum min- 
desten aus einem Teil seiner bisherigen Funktionen aus- 
geschaltet werden wird, Aus dem Eigenhandel wird in 
der organisierten Wirtschaft der Handel vielfach zur 
Funktion des Agenten umgeformt werden und es werden 
vielleicht auch einzelne Glieder der Handelskette gänzlich 
ausgeschaltet werden. Aus diesen Empfindungen heraus 
ist die besonders ausgeprägte Oppositionsstelluug vieler 
Handeiskreise begreiflich. Man darf nur nicht dieses 
Händtertum nun schlechtweg als die „Praxis“ ansprechen. 
Für die rationelle Wirtschaft kann die Erhaltung des 
Handels in seinen bisherigen Formen niemals Selbst- 
sondern dem Handel werden immer nur 
erhalten sein, die im Interesse der 
Eutfallung der produktiven Kräfte und zur zweck- 
mässigen Bedarfdeckung notwendig sind. Der Kauf- 
mann, ler den Zug der Zeit nicht verkennt, sollte sich 
sagen. dass, auch wenn die Entwicklung gegen seine 
persönlichen Interessen geht, es immer noch vorteilhafter 
ist, sicb dieser Entwicklung anzupassen, ihre Formen mit 
zu beeinflussen, als gegen den Sirom anzukämpfen mit 
dem einzigen Erfolg, vielleicht eine kleine Störung in der 
Bildung des Neuen zu verursachen. 


zweck sein, 
die Funktionen zu 


Mir wird geschrieben: „Die 
Verordnung über die Auf- 
stellung von Vermögensver- 
zeichuissen ist eine lex imperfecta: Sie erlässt ein Gebot, 
sagt aber nicht, was dem geschehen soll, der ihm zuwider- 
handelt, Im 5 1 wird bestimmt, dass ein Vermögens- 
verzeichnis aufgestellt werden muss. In § 5 aber heisst 
es: „Späterer gesetzlicher Regelung bleibt vorbehalten, 
welche Rechts nachteile sich an die nicht rechtzeitige oder 
unvollständige Aufstellung des Vermögensverzeichnisses 
anknüpfen.“ Nun ist es keineswegs zulässig, nachträglich, 
nachdem das Gebot verletzt worden ist, hierfür eine Strafe 
zu verhängen; denn es ist ein unbestrittener Grundsatz: 
nulla poena sine lege. Ihm gibt das Strafgesetzbuch in 
seinem $ 2 folgenden Ausdruck: „Eine Handlung kann 
nur dann mit einer Strafe belegt werden, wenn diese 
Strafe gesetzlich bestimmt war, bevor die Handlung be- 
gangen wurde.“ Es können demnach diejenigen, die das 
Verzeichnis nicht vorschriftsmässig und rechtzeitig auf- 
gestellt haben, nicht mit Geldstrafe oder einer Freiheits- 
strafe belegt werden auf Grund eines Gesetzes, das erst 
nach dem letzten, für die Aufstellung bestimmten Tage 
verkündet werden würde. Zweifelhafter freilich ist es, ob 
os zulässig wäre, später von den Säumigen ausser der 
Vermögensabgabe, die vielleicht durch ein späteres Gesetz 
eingeführt wird, noch einen besonderen Zuschlag zu dieser 
zu erheben. Auch das erscheint unstatthaft. Ein solcher 
Zuschlag soll doch für die Säumigen ein Nachteil sein, 
dafür, dass sie ein gesetzliches Gebot nicht befolgt haben, 
würde also gleichfalls den Charakter einer Strafe tragen 
und insofern ebenfalls gegen den Grundsatz „nulla poena 
sine lege“ verstossen. Es ist darum unerlässlich, dass 
schon jetzt, bevor die Frist für die Aufstellung des Ver- 
zeichnisges abgelaufen ist, durch Gesetz die an die Ver- 
säumnis geknüpften Rechtsnachteile bestimmt werden. Das 
ist auch exfordeilich, um einen Druck auf alle Bürger 
dahin auszuüben, dass sie ihre Pflicht zur Aufstellung des 
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Vermögensvezzeichnisses rechtzeilig erfüllen. Obne einen 
solchen Zwang geht es nun einmal bei Steuern nicht ab; 
denn die Steuerdrlickebergerei ist eine weitverbreileie 
Krankheit.“ 


Börse und Geldmarkt. 


Noch immer ist keine Entscheidung gefallen. Obwohl 
die Nachrichten aus Versailles nicht sehr erfreulich lau- 
teten, gab sich die Börse vielfach recht zuversichtlich. 
Eine Stimmung, die der nicht recht mitmachen mag, der 
sieht, dass wieder die Gefahr innerer Unruhen mächtig 
wächst und auch vom Osten her sich Wetterwolken 
drohend zusammenbrauen. Die Börse rechnet, scheint's 
mit der Uneinigkeit im Viererverband, unterschätzt aber 
wohl die Tätigkeit Frankreichs, das, das Gespenst einer 
scharfen Äuanziellen Krise vor Augen, von Deutschland 
Leben oder Geld fordert. Man beachte den Frankenkurs 
in London und Amerika; (in Zürich war er am 6. Juni 
81, nachdem er Mitte Mai schon unter 79% gefallen war, 
während er Mitte April noch 82,40 notierte!) und denke 
daran, dass Frankreich ein Jahresbudget von 20 Milliarden 
vor Augen hat, um zu verstehen, dass man jenseiis der 
Vogesen alles aufbieten wird, um aus Deutschland den 
letzten Blutstropfen herauszuholen. 

In einer Zeit, wo, anlässlich der Frage einer Abän- 
derung oder Auflebung der Devise nordnung, sich besonders 
schroff die Gegensätze innerhalb des Reichskabinetis ge- 
zeigt haben, und zu einem Zeitpunkt, der uns vor die 
Aufgabe einer endgültigen Stellungnahme zu den Pro- 
blemen unserer künftigen Ein- und Ausfuhrpolitik stellt, 
ist es von ganz besonderem Interesse, einmal aus dem 
Munde der sachkundigen Auslandsdeutschen zu hören, 
was in ihren Augen an unserer bisherigen Devisenpolitik 
falsch gewesen ist. Die Deutsche Handelskammer in der 
Schweiz, die auf ihrem in der Epoche der schwarzen Listen 
und des handelspolitischen Terrorismus der Entente in der 
Schweiz sehr schwierigen Posten wacker während des 
ganzen Krieges deutsche Handelsinteressen wahrgenommen, 
aber auch erfreulicherweise niemals mit ihrer (allerdings 
in Berlin nicht weiter beachteten) Kritik da zurückgehalten 
hat, wo die sich auch in der Handelspolitik ausprägende 
verhängnisvolle deulsche Unfähigkeit der richligen psycho- 
logischen Einschätzung fremder Völker die deutsch- 
schweizerischen Geschäfisverbindungen zu beeinträchtigen 
drohte, hat sich in diesen Tagen gründlich mit der schon 
sebr oft dort diskutierten deutschen Preis- und Valuta- 
Politik befasst. Ein Vortrag ihres Syudikus, Rechtsanwalt 
Wirtb, fasste recht instruktiv die Bedenken und Werturteile 
zusammen, mit denen die schweizerischen Handelskreise 
die dentsche Preispolitik bedacht hatten, die ihren Miss- 
erfolg nicht wie die ententefreundlichen Kreise mit 
hämischer Freude sahen, sondern die ein ehrlicnes Inter- 
esse an der Befestigung der deutsch- schweizerischen 
Handelsbeziehungen haben. Man wird Wirth und der 
Handelskammer, die mit ihm diesen Standpunkt vertritt 
und ihn während des Krieges oft bekundet hat, allerdings 
zunächst darin nicht unbedingt beistimmen können, wenn 
er zu einer grundsätzlichen Verurteilung der Politik der 
Schaffung von Valutakrediten gelangt. Er nennt diese 
„künstlichen Massnahmen zur Stütze der Devisen“ auf die 
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Dauer zwecklos, weil sie „einem Nafurgesetz der Volks- 
wirtschaft zuwiderlaufen“. Gewiss können Valutakredite 
den Rückgang der Valuta eines Landes nicht aufhalten, 
wern die Ursachen ihrer Entwertung andauernd weiter 
fortwirken. Die Vatutakredite aber haben doch da ihre 
volle Berechtigung, wo es sich um einen offenbar vor- 
übergehenden Rückgang der betreffenden Valuta handelt 
und wo sie die das Volksvermögen dieses Landes arg 
schädigende Wirkung bei Barzahlung mit seinem augen- 
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Rittwoch, | 
18. Juni | 
|| Ironage-Bericht — Bankausweise London, 
Donnerztag,| Paris. — G.-V.: Handelsstätte Belle- 
19. Juni Alliance, Wilhelma Akt.-Ges, Magde- 
burg. 
G.- F.. Donnersmarckhütte, Consolidixte 
Alkaliwerke Westeregeln, Vulcan-Werke 
Hamburg-Stettin, Deutsche Eisenbahn- 
Betriebs- Gesellschaft, Ver. Schmirgel- 
und Maschinen - Fabriken, Persische 
Teppich- Akt.- Ges., Fabrik feuerfester 
undsänrefesier Produkte in Liq., Strassen- 
eisen bahn-Gesellschaſt in Braunschweig, 
Friedrich Wilhelm Lebensversicherungs- 
Akt.-Ges. 
| Bankausweis New York. — Reichsbank- 
| ausweis. — G.-V.; Ver. Kammerich’ 
und Belter & Schneevogl'sche Werke, 
Zellstofffabrik Waldhof, Bauland See- 
strasse-Nordpark, Harzer Werke Zorge 
& Rübeland, Berliner Speditions- und 
Lagerhaus vorm. Bartz & Co., Zentral- 
bank Akt.-Ges. IIamburg. 
| @-V,: Ver. Eisenbahn- und Betriebs- 
Gesellschaft, Concordia Bergbau- Ge- 
sellschaft, 

C.-. Trachenberg-Milifscher Kreisbahn, 
Dienstag, J. D. Riedel Akt.-Ges,, Saccharinfabrik 
24. Juni vorm. Fahlberg, List & Co., Elektr. 
Kleinbahn im Mansfelder Bergrevier. 
G. V.. Neue Deutsch Böhmische Elbe- 
schiffahrts-Gesellschaft, Deutsch-Oęster- 
reichische Dampfschiffabrts-Gesellschaft, 
Deutsche Schachtbau-Akt.-Ges. Nord- 
hausen, Rumpler-Werke, Zuckerfabrik 
' Fröbeln, Ver. Kunstseilefabriken Frank- 

Turt a. M., Feldkraitwaren- Akt.-Ges, 

| Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — G. P. Deutsch-Ueberseeische 
Bank, Kriegskreditbank Gross- Berlin, 
Aachen - Mastrichter Eisenbahn- Gesell- 
schaft, Baumwollweberei Mittweida, 
InternationaleStickstoff- Akt.-Ges ‚Schle- 
sische Rleinhahn-Akt,-(res., Teltower 
Boden-Akt.-Ges,, Berliner Hotel-Gesell- 
schaft, Aktienbauverein Passage, Schu- 
bert & Salzer Chemnitz, Akt, - Ges. 
Deutsche Kaliwerke, Kaliwerke Salz- 
! detfurth, Alkaliwerke Ronnenberg, Kali- 
| werke Aschersleben. 


Freitag, 
20. Juni 


Sonnabend, | 
21. Juni 


Montag, 
23. Juni 


Mittwoch, 
25. Juni 


Donnerstag, 
26. Juni 


B Die Merktafal gibt dem Wertpapferbesitzer über alls fiir ihm 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aulschluss, u. a. Über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidalionstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten mlissen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt. die sich auf den Tag genau nieht bestimmen 
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@.-V.: Bergwerks- Gesellschaft Hibernia, 
Bank für Brau- Industrie, Rbeinisch- 
Nassauische Bergwerks - Gesellschaft, 

Freitag. Neue Photographische Gesellschaft, 

27. Juni Continental Linoleum- Compagnie Berlin, 

Hannoversche Kaliwerke, Nordsiern 
Lebens-, Feuer- und Unfall-Versiche- 
rungs-Gesellschaſt, Moselbahn Akt.- Ges.. 


Bankausweis New York. — KBeichshbank- 
ausweis. — G. - P.: Rheinische Cna- 
molte- u. Dinas-Werke, Albert Fesca 
& Co. Maschinenfabrik, Fahrzeugfavrik 

| Eisenach, Mannheim-Bremer Petroleum- 
Akt.-Ges., Terrain-Ges. am Botanischen 
Garten, Westdeutsche Eisenbahn-Gesell- 
schaft, Eisenbüttenwerk Marienbütte, 
Leonhard Tietz Akt.-Ges., Accumnla- 
torenfabrik Akt.-Ges. Hagen, Nieder- 
rhein. Akt.-Ges. für Lederfabiikation 
| vorm, Spier- Wickrath, Hohenzoilern- 
hütte Emden, Bochum- Gelsenkirchener 
Strassenbahnen, Duxer Porzellan- Manu- 
factur Eichler, Ludwig Löwe Akt.-Ges.. 
Deutsch-Amerikanische Petroleum-Ge- 
sellschaft, Allgemeine Boden-Akt.- Ges., 
l Thüringische Salinen. 
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.- V.. Gesellschaft für Elektrische Unter- 
nehmungen, Boden-Akt.-Ges. Berlin- 
Nord, Maschinenfabrik Grevenbroich, 
Mix & Genest Telephon- und Tele- 
graphen- Gesellschaft, Bazar-Akl.-Ges., 
Spiengstoffwerke Dr. R. Nabnsen, Ter- 
rain-Akt.-Ges. Park Witzleben, Nord- 
deutsche Cellulosefabrik, Rheinisch- 
Westfälische Industrie. Sachsenxerk 
Licht- u, Kraft-Akt.-Ges., Admiralspalast 
Akt.-Ges., Königsberger Walzmühle, 
Carl Boedicker & Co. — Schluss der Ein- 
reichungsſrist Aktien Ostelbische Sprit- 
fabrik, Schluss des Bezugsrechts Aktien 
Sächsische Waggonfabıik Werdau. 


Sonnabend, | 
28. Juni 


Montag, 
30. Juni ; 


Dienstag, 
1. Juli 


Verlosungen: 
20. Juni: Congo 100 Fr. (1888), 3% 
Pariser 400 Fr. (1911), 22. Juni: 
Credit foncier de France 2½ % Pfdhr. 
(1895), 2¾ % Comm.-Obl. (1892), 3% 
(1906, 1912). 30. Juni: Braunschweiger 
20 Tir. 1868, Venediger 30 Lire (1869). 


blieklich stark im Wert gesunkenen Papiergeld aufhehen 
können. Und in Deutschland glaubte man ja — in der 
Hoffnung auf den nahen Endsieg, der die Valula wieder 
gewaltig ansteigen lassen musste — während des Krieges 
immer nur mit einer durch Unterbindung der Ausf.ıhr 
und feindliche Spekulation veranlassten vorübergehenden 
Valntaentwertung zu tun zu haben, Elwas anderes ist es 
mit der Beantwortung der Frage, ob die beteiligten 
Schweizer Kreise die mehrfach angeforderten Kredite gern 
und willig hergegeben haben. Die Handelskammer be- 
hauptet auf Grund ihrer Umfragen, dass das keineswegs _ 
der Fall gewesen sei, und dass die schweizerische 
Industrie eine mässige Erhöhung der deutschen 
Kohlenpreise lieber gesehen hätte als neue Valutakredite. 
Allerdings hätte man nicht im Entferntesten an eine 
Verdoppelung des Preises gedacht und es ist auch bei 
jenen deutsch- schweizerischen Wirtschaftsverhandlungen, 
in denen die alte deutsche Regierung die Schweiz vor die 
Alternative stellte, entweder keine Kohlen zu bekommen 
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oder einen Kohlenpreis auf der Grundlage von 180 Franks 
die Tonne ab Zeche zu zahlen, die deutsche Handels- 
kammer in der Schweiz garnicht zur Beratung zugezogen 
worden. Die Folge dieser Preispolitik war, dass man die 
Schweiz sehr verärgert hatte und — dass die Valuta 
trotzdem weiter sank. Damit aber ist die Handelskammer 
bei dem Schwerpunkt ihrer Anklage angelangt. Sie wirft 
der deutschen Regierung vor, dass sie die alte Regel 
missachtet habe, nach der ein gesundes Geschält nur dort 
möglich ist, wo beide Teile verdienen. Hier aber sei in 
der Schweiz der Stachel des Gefühls zurückgeblieben, mit 
Wucherpreisen übers Ohr gehauen zu seın. Das gleiche 
Urteil wird über die Vorschrift der Devisenzentrale und 
der deutschen Preisprüfungsstellen gefällt, derzufolge der 
Preis der deutschen Ware auf Grundlage der Goldparität 


in die Währung des Bestimmungslandes umgerechnet, 


werden musste, wenn der deutsche Verkäufer auf Ausfuhr- 
erlaubnis rechnen wollte. Besonders schlimm sei es 
geworden, als die deutsche Regierung auf das unaurgeseizte 
Drängen der Interessenten sich zu der Konzession herbeiliess, 
dass gewisse Ausnahmen zugelassen werden sollten. Nun 
hätte jeder Verkäufer mit solchen Ausnahmen gerade 
für seinen Fall gerechnet, verkaufte in Mark und der neutrale 
Käufer kalkulierte die Ware auf Grund des Betrages, den er 
für die Beschaffung des nötigen Markbetrages in neutraler 
Währung am Tage des Verkaufes auslegen musste. Denn 
naturgemäss habe sich doch der vorsichtig rechnende neutrale 
Bezieher die zur Bezahlung nötigen Mark, sobald er den Kauf 
in Mark abgeschlossen hatte, angeschafft, (Dies wird wohl 
bei der ständig in Markvaluta durchgehaltenen Baisse- 
spekulation in der Schweiz kaum überall der Fall gewesen 
sein!) Man könne sich, so meint Wirth, nun die Gefühle 
des neutralen Kaufmanns ausmalen, wenn ihm hinten- 
nach von seinem Verkäufer geschrieben werden musste, 
dass die zuständigen Stellen die Bewilligung der Ausfuhr 
verweigerten, falls nicht die Ware in der Währung des 
Bestimmungslandes fakturiert und die Mark auf Grund 
des Friedenskurses in die Währung des Bestimmungs- 
landes umgerechnet würde. Der neutrale Känfer habe 
diese ganze Preispolitik als unmoralisch empfunden, Die 


ganze Unsicherheit der Lieferungen aus Deutschland und 


die allgemeine Warenknappheit führten dazu, dass die 
schweizerischen Häuser deutsche Ware zu den hohen 
Kriegspreisen auf Lager legten. Sie wurden deshalb um 
so härter getroffen, als nach dem Abschluss des Waffen- 
stillstandes ein allgemeines Chaos entstand, als Angebote 
aller Art durcheinanderschwirrten, in Mark bei Zahlung 
in Mark, in Mark umgerechnet zum Tageskurs in neutraler 
Währung oder zu willkürlichen Kursen. Dadurch kamen 
die verschiedensten Preise für die gleiche Warengattung 
heraus und die Gefahr einer Entwertung der auf Lager 
liegenden Waren zeiligte den Ruf nach Einfuhrverboten 
oder gar das Verlangen nach einer Vergütung auf die vorher 
zu den hohen Kriegspreisen gekauften Waren. Ausserdem 
stieg nicht eiwa der deutsche Absatz, sondern der neutrale 
Kaufmann nahm eine abwartende Haltung in der Hoffnung 
auf weitere Preisnachlässe ein. Der wilde Handel und das 
Schiebertum in Chemikalien, pharmazeutischen Artikeln usw. 
blühte aber empor. — All diese Begebenheiten sollte man 
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im Geiste an sich vorüberzieben lassen, wenn im Kabinett 
die Herren Gothein und Dernburg ihren Antrag auf Auf- 
hebung der Devisenordnung einbringen, der vor kurzem 
aus technischen Gründen von der Tagesordnung der 
Kabinettssitzung abgesetzt werden musste. Wenn diese 
Zeilen den Leser erreichen, wird wohl die Entscheidung 
schon gefallen sein ind es wird sich zeigen, ob, was uns 
äusserst zweifelhaft erscheint, das Reichsschatz- und das 
Reichs finanzministerjum imstande sind, einen eigenen urd 
neuen schöpferischen Gedanken an die Stelle der Devisen- 
ordnung zu setzen, oder ob nicht vielmehr Wissel und 
Möllendorf, die ursprünglich die Aufrollung der ganzen 
Frage zur Kabinelisfrage machen wollten, versuchen 
werden, den Hieb mit selbständigen Vorschlägen 2 
parieren, die allerdings in anderer Richtung laufen würden 
als die Bahnen des mit Ach und Krach zustande ge- 
kommenen diktatorischen Wirtschaſtsausschusses, den man, 
ohne Prophetengabe zu besitzen, wohl in dieser Gestalt 
nur als eine Eintagsfliege anseber kann. In Zukunft wir] 
die Devisen- und Preispolitik ja noch viel schwerer sein 
als im Kriege. Im Auslande lagern riesige Markbestände, 
die man unter allen Umständen wieder an uns ab- 
stossen wil — ein Argument, das drüben stark 
gegen den Abschluss von Kaufverträgen in aut- 
ländischer Valuta spricht. Aber wie unsere Preis- und 
Devisenpolitik auch im Einzelnen orientiert sein wird, 
ohne eine Zentralisation und ohne Einwirkung von den 
obersten Reichsstellen (gewiss und natürlich nicht 2 
buxeaukratischer und selbstberrlicker Form) ist sie un- 
denkbar. Hier sich von den „demokratischen“ Ministern 
alt-liberaler Denkart in die Irrgänge manchesterlicher 
Pıoßramme locken zu lassen, müsste überaus unheilvolle 
Folgen zeitigen. 

An dieser Stelle war s. Z. darauf hingewiesen worden, 
dass es nicht sonderlich geschickt und zweckmässig sein 
würde, wenn die Sparkassen eine allgemeine Zinshersb- 
setzung über den Rahmen der Scheckguthaben im Gire- 
verkehr hinaus im gegenwärtigen Zeitpunki vornehmen 
würden. Entgegen anderslauienden Presseankündigungen 
haben denn auch die Bezirksversammlungen der Rheinisch- 
Westfälischen Kassen vorläufig eine allgemeine Herab- 
setzung der Zinssätze abgelekut. Ein Entschluss, den man, 
angesichts der Folgen, die bei der psychologischen Struktur 
grosser Sparerschichten der Kassen der sie beunruhigende 
Akt der Zinsberabsetzurg hätte haben können, nur be- 
grüssen kann, In absehbarer Zeit gedenkt man aber dort 
doch bei Beträgen mit ½ bis 1 Jahreskündigung den Zins- 
fuss auf 4% und bei Beträgen mit satzungsmässiger 
Kündigung auf 3¾ bzw. 3 ½ % zu fixieren. Beim pro- 
visionsfreien Scheckverkehr will man einheitlich bis auf 
2 ½ bis 3 % beruntergehen. Angesichts der Ueber- 
schwemmung der Kassen mit Geldern und der Schwierig- 
keit der Anlagen dieser Summen wird man grundsätzlich 
hiergegen nichts einwenden können, Nur wäre es klug 
und ganz im eigenen Interesse der Kassen gelegen, für 
die einschneidendste Massnahme, die Ziesherabsetzung für 
die Beträge mit satzungsmässiger Kündigung, einen Moment 
zu ‚wählen, ‚an dem die augenblicklich zur Nervenkrise 
angewachsene Nervosität etwas abgeflaut ist. Justus 
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Besitz. 1 am 31. D 1918. Verbindlichkeiten. 


auf unseren Grundbesitz) . 3835 441/26 
Seitens der Kundschaft bei 
624 101 552138 Dritten benutzte Kredite 22 583 00775 


Report- u. Lombard- Vorschüsse 
gegen börsengängige Wert- 


u | I. pi M. pf | M. pf pf 
Bargeld, Sorten Zinsscheine u. Grundvermögen En. 275 000 0001— 
7 (suthaben bei W Rücklagen 

banken 468 432 112 — | gesetzlich vorgeschriebene .| 173 388 031130 

Guthaben bei Banken u. Bank- Heis a e 56 611 968700 230 000 000 — 

firmen . . J 282 706 977196 565 000 000 
Wechsel nnd ` unverzinsliche N Gläubiger in laufend. Rechnung 
* Schatzanweisungen. . 1 14616 847 66047 Verpflichtg. für eigeneRechn, l 
T Verzinsliche Deutsche Schatz- ( ddarunt. M. 33119 AL. 66 noch 
anweisungen 196 818 813/11 nicht ablösbare Hypotheken 


papiere 


Guthaben deutscher Banken 


(darunter 515 Millionen an 
und Bankfirmen . . ] 320211 955/32 


5 Städte und soust. Körper- 


23 schaften) | | Einlagen auf gebührenfreier 
Vorschüsse auf Waren und | Rechnung innerhalb 7 Tagen 
- Warenverschiffungen . 56.000 451164 |) fällig . M. 2 490 325 382,09 
g (davon am Abschlusstage ! Adaarüber 
4. Waren Verschiffungs- | hinaus b. } \ 
A Papiere usw, gedeckt l 2.3 Mon. f. „ 1227540810.58 | 
y 54 Millionen) | nach 3M. 
Eigene Wertpapiere l fällig. „ 331808 405.38 4 249 674 598/05 
Gesamtbest. M. 45 583 640. 92 sonstige 
Anleihen des Reichs- und Gläubiger 
der Bundesstaaten 5 18 835 520/98 innerhalb 
| 6 263 743 088154 7 Tg. fall. M.1599010838.82 | 
sonstige bei der Reichsbank | | darüber | 
beleihbare Wertpapiere 10197 537134 | | hinaus b. 
sonstige börsengängige Wert- 28.3 Mon. f., 24 209 282.59 
papiere E Y e ‚1 14787 46430 ji nach 3M. j 
nicht notierte Wertpapiere „| 1763 118080 26 748 119% fällig . „ 520671571.23| 2 143 891 6924/6 740 196 69502 
Beteiligung an Gemeinschafts- z || Akzepte = | 
y Unternehmungen | 23 845 648/09 | eigentliche . 38 91238764 | 
Dauernde Beteiligungen bei | ha noch nicht eingelöste Schecks 32 495 3350 71407 72284 
- anderen Banken und Firmen 39 675 4140 (ausserdem: geleistete Burg- 
Schuldner in laufender BE | Farce £ 
5 8 z schaften 482 Millionen) i 
edeckte 825 870 25067 75 A f \ 
è 3 2 Für Rechn. d. Reichs u. d. Reichs- 
ungedeckiie . 5.1006 706 51974 bank überaom. Verbindlichk. 432 320 233160 
(ausserdem: Schuldner aus Sonstige Verbindlichkeiten 
. geleisteten Bürgschaften | Unerhobene Dividende 2.076 657 — 
A 482 Millionen) Dr. Georg von Siemens-Fonds 
Forderungen an das Reich und | für die Beamten 2 9 523 106102 
die Reichsbank aus für Rech- | | Rückstellung für Zinsbogen- 
A uung derselb. übernommenen steuer Ä 2 600 000) — 
Verbindlichkeiten 432 320 233/60 Vebergangsposten der eige- 
Bankgebäude 2 40 000 000— nen Stellen untereinander 20 339 27787 34539 240189 
E. er Grundbesitz 5 . | \ Zur Verteilung verbleibender 2 
Be iedenes A Ueberschuss 2575133085 
I 17833 040 026/21 7833 040 02621 
Ausgaben. Gewinn- und Verlust- Rechnung. Einnahmen. 
M. oil M. pi |) M. of] M. pf 
Gehälter an Vorstand u. Beamte, Vortrag aus 1917 6 423 569074 
Bezüge der Filiaidirektionen, Gewinn auf Zinsen und Wechsel] 88 41162451 
Weihnacht-Zuwendg. au die n „ Sorten, Zinsscheine 
Beamten u. allgem. Unkosten] 46 414 447/94 | ae Bo e 1463 544138 
| Kriegsfürsorge für die Beamten 9 „ Wertpapiere = f 
M. 16 129 805.5 N „ Gebühren. | 37 659 903 — 
y Wohlfahrtsein- 5 „ Dauernde Beteili- 
richtung. für d. gungen 3037 507 60 130 572 57949 
Beamten(Klub, 575 | 
Kantinen, Er- 
holungshein) „ 1734 137.25 
Beiträge d. Bank | 
zum Beamten- | 
_  fürsg.-Verein „ 2497464.40| 20 361 407 18 
Steuern und 1 8 5 12 628 50269 l 
Zinsbogensteuer 1 575 000— | | 
ene. an d. Vorst., Stell- | | i 
pexrtr. u. and. Tantiömeberccht. 
in Berlin (48 Personen) 83 272 151146 
* Abschreibungen a. e 
ankgebäude 
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Bergmann-Elektricitäts-Werke, Aktiengesellschaft, Berlin N. 6. 


Bilanz am 31. Dezember 1918. 


Aktiva. 
Fehlende Einzahlung auf nn 
Grundstück Berlin 
g Rosenthal 
Zugang 
Gebäude Berlin er: 
Zugang er 
s Rosenthal 
Abschreibung . 
Maschinen Berlin 
f Rosenthal 
Werkzeuge Berlin PE E 
y Rosenthal 
Fabrik Berlin 
Utensilien Rosenthal f 
Modelle und Konstruktionen Berlin 


r 
Modelle und Konstruktionen Rosenthal 
Zugang ae: 


Abschreibung 
Mobilien Berlin 
Zugang 
Rosenthal 
Abschreibung 
Kriegsausrfistungen o 
Zugang T 
Abschreibung 
Fatente ee Morio 
Beteiligungen 
Effekten a) 
Bankguthaben 
Kassa r 
eee e e e 
Debitoren: 
Tochterge sellschaften 
Anzahlungen auf Rohmaterialien 
Sonstige Aussenstände . 
Lieferungs -Kautionen 
Waren-Bestände: 
Rohmaterialien A 
Halbfabrikate . . : » oa’ 
Fertigfabrikate y 
Im Bau befindliche Aigen 3 
Bürgschafts-Schuldner . . . . » 


5 


11941 661.24 


Passiva. M. M. Pf 
Aktien- Kapital 52 000 000 — 
Reservefonds . . . s 17 727 09248 
Hypotheken = w hias n 250 447113 
Obligationen . . . . 8 + 1 20 000 000|—- 
davon ausgelost 635 000 — 19 365 000— 
Zusgeloste Obligationen 38 990 — 
bligations-Zinsen 282 915— 
ividenden. x 47 950— 
Kreditoren: 
Anzahlungen. [ 7180676197 
Lieferanten s 8 307 182!02 
Sonstige Yerpfliehtangen 7028 573057 22 516 432/56 
Rückstellung für Verpflichtungen 
aus 1918 1 926 101/76 
Rückstellung für Aktien-Stempel 191 250 — 
Talonsteuer- Reserve 3 286 000 — 
riegsreserve . an 7 444 807|46 
Waren-Rücklage 5 "E 1 000 000— 
Wohlfahrts- Einrichtun 1 655 062/50 


Bürgschafts-Gläub. 11 941 661.24 
“ewinn- und Verlust Konto. 


12 709 851009 
137 441 899198 


M. PI M. Pí 

j | 2 862 079|66 

f 1.250 26112 
3 919 80965 

225 000 I 4 144 809,65 

ee 3 512326l68 

98 510070 


1 528 971 


8 342 080 
1 843 695 
1 239 036 


235 331/54 


— Em E 


33 976 582001 


65 
39 
43| 11 424 812 


M. Pf 
4 250 000— 


4 314 310/78 
7014 325/24 
2 


2 


N 
| 


9 298 565 08 
44 668 027 95 
17 141 306 |90 

204 634 58 
156 602154 


298 46] 77 


Soll. 


Handlungs- Unkosten 


Provisionen. e 
Obligations-Zinsen 
Patent-Unkosten . 
Steuern . 


Angestellten Versicherung 


Abschreibungen: 


auf Gebäude 


„ Modelle und Konstrnkfionen 


„ Mobilien 


„ Kriegsausrüstungen 


Bilanz-Reingewinn 


Haben. 
Vortrag aus 1917 


Geschäfts- Gewinn nach Abzug 
der Fabrik-Unkosten. . 


8 394 512,92 


2578 716012 


10 973 22904 
12 709 851009 


23 683 080/13 


547 411112 


23 135 669101 


23 683 080|13 


Aktie a Die von der Generalversammlung festgesetzte Dividende von 12% auf die Aktien 1—48 500 gelangt von heute ab mit Mk. 120.— pro 
n 


Daae er Gesellschaltakasse sowie an folgenden Stellen zur Auszahlun 
Tankf TITTEN ae rar nee aa da en sn 


bei der Deutschen Bank, Berlin und deren Filialen Cöln, Dresden, 


Pe ern A Seba nalen B 


II 


Dresdener Bank 


Aktiva, Bilanz per 31. Dezember 1918. Passiva. 
M. pf M. pf M. M. F 
Kasse, fremde Geldsorten Zinssch. | Aktien-Kapital-Konto . . 260 000 000|- 
und Guthaben bei Noten- und | Rücklage A. ER 51 000 000)- 
Abrechnungsbanken . . . . 391 588 164/70 Rücklage 888. 29 000 000.— 
Wechsel u. unverzinsl. Schatzanw. 2 371 830 415— Talonsteuer-Rücklage-Kto. 684 536ʃ— 
a) Wechsel u. unverzinsl. Schatz- Gläubiger 
anweis. d. Reichs u. d. Bundesst. 2371830415 a) Nostroverpflichtungen 
b) eigene Akzepfte — (einschl. der f. Reich und 
c) eigene Ziehungen — Reichsb. übernommenen) 39 096 65012! 
d) Solawechsel der Kunden an b) seitens d. Kundschaft bei 
die Order der Bank — Dritten benutzte Kredite 1 797 981/0! 
troguth. b. Banken u. Bankfirm | I | 104414427155 ||| c) Guth. deutscher Banken 
Bes und h Leden und Bankfirmen ur 218 330 50412! 
börsengängige Wertpapiere . 320 176 39150 d) Einlagen auf provisions- 
Vorsch. a. Waren u. Warenverschiff. 13 399 722135 freier Rechnung . Ka! 1384 823 741/% 
davon an Bilanztage gedeckt 1. innerh. 7 Tag. fällig 622 656 716 
a) durch Waren, Fracht- oder 2, darüber hinaus bis zu 
Lagerscheine . . . . . .| 8196270185 3 Monaten fällig. 433 659 239 
b) durch andere Sicherheiten. 258 75945 3. nach 3 Monaten fällig 328 507 784 
Eigene Wertpapiere J 148 724 325/40 l e) sonstige Gläubiger . . 2 506 767 49905 
a) Anleihen u verzinsl. Schatz- | 1. innerh. 7 Tag. fällig 1465497329 
anweis. d. Reichs u. d. Bundesst. 112 050 320195 2. darüber hinaus bis zu 
(davon M. 86 876 809,65 ver- 8 Monaten fällig. . {919 386 269 
3. nach 3 Monaten fällig 


zinslicheschatzanweisungen) 


b) sonstige bei der Reichsbank Akzepte und Schecks 63 699 90775 
u. anderen Zentralnotenbanken a) Akzepte 50 587 060 
beleihbare Wertpapiere 2 650 796/90 b) noch n. eingel. Schecks | 13 112 847 
c) sonstige börsengäng. Wertp. | 27 776 452160 Á 3 
d) sonstige Wertpapiere 6246 754 Ausserdem 
Konsortialbeteiligungen 56 532 4210 Aval- und Bürgschaftsver- 
Dauernde Beteiligungen bei andern 0 Br au 
Banken und Bankfirmen . . 67 387 914155 || Reich una 
Schuldner in laufender Rechnung 1 048 128 66130 Reichsb übe 
a) gedeckte . 886 963 454 . 
b) ungedeckte. 361 165 207 nommen,) . 4565 16 390.55 
5. Eigene Zieh- 
ausserdem Aval- u. Bürgschafts- ungen — 
schulduer M. 456 516 390.55 dav. f. Rech- 
hierunter Aval- Forderung. an Reich nung Dritter c. 
u. Reichsbank M. 152 926 762.50 Weiterbegeb. 
Bankgebäude... 42 997 817/65 Solawechsel 
Sonsiige Immobilien 3 923 136195 d. Runden an 
Mobilien-Konto . BR 1019 409135 d. Ord. d. Bank Le 
Pensions-Fonds-Effekten-Konto . 5 534 386/10 — 
Effekten-Konto d. König-Friedrich- Dividenden-Konto . . , 426 360)— 
August-Stiftung 8 95 205 — Pensions-Fonds-Konto 5 528 170/25 
Effekten-Konto d. Georg-Arnstaedt- König -Friedr.-August-Stift, 118 90850 
Stiftung. een: = 122 250 — Georg-Arnstaedt-Stiftung 152 272135 
Saldo der Zentrale und auswärtigen Uebergangspost. d. Zentrale 
Abteilungen mit unserer Nieder- und Filialen untereinander 371 405/05 
lassung in London 5 20 126 165/80 ||| Reingewinn f 34 202 879 20 
4596 000 515 — ||| 4 596 000 618 — 
Verlust. Gowinn- und Verlust-Konto per 81, Dezember 1018. 
pE — — — nennen — — n — 
M. Pf jjj M. pi 
Handlungs-Unkosten-Konto . . 2. . 34 420 834120 Nora TIO Sr. ee, 465 596120 
ee e ee 5 519 89275 ||| Sorten- und Zinsschein-K onto . 1334 716035 
ROLE ee eh 34 202 87920 Wechsel- und Zinsen-Konto . . . . ` 46 415 734165 
jji Provisions-Konto . . . . .. 22 647 872/50 
Effekten- und Konsortial-Konto . ai: — = 
| Erträgn.a, dauernden Beteil. b. andern Bank, 2 626 607125 
rr > 653 079120 
Dresden, den 31. Dezember 1918. 74 143 60818 ||| 74143 608115 
DRESDNER BANK. 
E. Gutmann. Nathan. Jüdell. Herbert M. Gutmann. Hrdina. Kleemann. 1180 


* Veraniwortlisn Tür dis Rubrik „Aus der Geschäftswelt" und für den Inseratentell Rüge Louis, Neukölln 
Druck von Paena & Garlob G. m, b, H., Berlin W. 57, Blllowstrasae 66. 


